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Zusammenfassung 
 

Im Rahmen der Zusammenarbeit von GTZ und seinen maghrebinischen Partnern wird derzeit das Pro-

jekt « Réseau des entreprises maghrébines pour l’environnement (REME) » realisiert. In einer ersten 

Projektphase wurden drei Länderstudien für Algerien, Marokko und Tunesien zur Umweltsituation und 

Herausforderungen erarbeitet. Der hier vorgelegte Synthesebericht stellt die maghrebinischen Heraus-

forderungen in den Kontext der europäischen Erfahrungen zur betrieblichen Umweltpolitik – insbesonde-

re mit Blick auf die neuen osteuropäischen EU-Mitgliedsstaaten und Deutschland. 

Betriebliche Umweltpolitik in Europa stellt zunehmend den Innovationsbegriff in den Vordergrund. Inno-

vationen für nachhaltiges Wirtschaften wurden als Umweltinnovationen bezeichnet. Zielrichtung ist die 

Verbesserung der Umweltqualität bzw. Entlastung von umweltpolitischen Problembereichen. Europäi-

sche Erfahrungen zeigen, dass die Auswirkungen von Umweltinnovationen auf Wettbewerb und Be-

schäftigung in der Tendenz durchaus positiv sind, wenn auch diese Effekte nicht so substantiell sind, 

dass Unternehmen eigeninitiativ eine ökologische Modernisierung vorantreiben. Die Erfahrungen Euro-

pas zeigen, dass ein kooperativer, transparenter und innovationsfördernder Politikstil für eine effiziente 

Umweltpolitik entscheidend ist. Dabei spielt das Zusammenspiel von regulatorischen (z.B. Umweltstan-

dards) und « neuen » ökonomischen Instrumenten eine große Rolle. Folgende Instrumente werden nä-

her analysiert: Emissions- und Produktgebühren, öffentliche Beschaffung, Finanzierungsmodelle, Markt 

für Umweltberatung sowie Clusterpolitik und Public Private Partnership. 

Die umweltpolitischen Herausforderungen der Maghrebländer zeigen, dass in allen drei Ländern eine 

geeignete Umweltgesetzgebung zwar grundsätzlich vorhanden bzw. in Entwicklung ist, die effektive 

Umsetzung aber erhebliche Defizite aufweist. Auch ergänzende und begleitende politische Anreizsys-

teme wie bspw. Steuern und Gebühren und staatliche Umweltprogramme sind teilweise vorhanden; eine 

wirkliche Breitenwirkung dieser Anreizsysteme und Programme ist aber bislang kaum zu beobachten. 

Eine Vielzahl der finanziellen und technischen Förderprogramme erreicht die lokalen Industrieunter-

nehmen nur in sehr geringem Ausmaß. Die große Zahl an Förder- und Anreizprogramme wird von der 

Industrie nur in geringem Ausmaß an- und wahrgenommen. Vor diesem Hintergrund fokussieren die er-

arbeiteten Handlungsempfehlungen auf den Ausbau von umweltpolitischen Instrumenten, Infrastruktur 

und Monitoring sowie auf Maßnahmen zur Unterstützung von Akteurskooperationen. 

 

 

Abstract 
 

The German technical cooperation officially know as «Gesellschaft für technische Zusammenarbeit» 

(GTZ) currently carries out together with its Maghrebenian partners a project titled «Réseau des entre-

prises maghrébines pour l’environnement (REME)». In a first step three country-studies analysing the 

environmental status-quo and challenges in Algeria, Morocco and Tunesia were compiled. In a second 

step, the present synthesis report sheds light on Maghrebenian environmental challenges against Euro-

pean experiences with special focus on new East European Member States and Germany. 

The discourse on corporate environmental protection increasingly puts emphasis on the term innovation. 

Innovations towards sustainable development have been named environmental innovations with the ob-

jective to improve the environmental quality and to cope with persistent environmental problems. Euro-

pean experiences show positive effects between environmental innovations and competitiveness and 

employment. However, impacts are not that strong to encourage companies independently to follow the 

path towards ecological modernisation. European experiences reveal that a cooperative, transparent 

and innovation encouraging policy style is decisive for efficient environmental outcomes. A combination 

of regulative and « new » environmental policy instruments seems promising. There is a closer look at 

the following policy instruments: emissions and product charges, « green » public procurement, models 
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of financing, market for environmental consulting and cluster policy as well as public private partnership. 

The challenges of environmental policies in the Maghreb show that a suiting environmental legislation is 

actually in force or under development; however, the status-quo shows considerable implementation 

deficits. Even though several economic environmental policy instruments partly exist, e.g. taxes, fees 

and environmental programmes, there impact is modest. The great varieties of financial and technical 

supporting programmes do not efficiently reach the local industry. Supporting and incentive programmes 

are perceived and accepted by industry only on a small scale. Given these facts, the recommendations 

focus on the extension of environmental instruments, infrastructure and monitoring as well as activities 

and initiatives to support cooperation among decision-makers from politics, business and society. 
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1 Einleitung 
 

Seit Mitte der neunziger Jahre bemühen sich die Länder des Maghreb (Algerien, Marokko, Tunesien) 

und die Europäische Union (EU) um eine engere politische, wirtschaftliche und kulturelle Zusammenar-

beit. Ziel der wirtschaftlichen und finanziellen Zusammenarbeit zwischen Europa und den Mittelmeeran-

rainerstaaten ist die Schaffung eines Europa-Mittelmeer-Wirtschaftsraumes bis zum Jahr 2010. Im Kern 

dieses Wirtschaftsraumes steht die Freihandelszone Europa-Mittelmeeranrainerstaaten im Rahmen von 

bilateralen Assoziierungsabkommen zwischen den nationalen Regierungen und der EU.  

Mit besonderem Augenmerk auf verstärkte wirtschaftliche Kooperation unterstützt die Deutsche Gesell-

schaft für technische Zusammenarbeit (GTZ) GmbH in ihrer Entwicklungszusammenarbeit mit den Län-

dern des Maghreb die Beratung der Regierungen. Ein Schwerpunkt dieser Zusammenarbeit konzentriert 

sich auf den Themenbereich wirtschaftliche Entwicklung und Umwelt. Die Zielrichtung dieser Schwer-

punktsetzung beinhaltet zweierlei: zum einen sollen Strukturanpassungen und Umstrukturierungen der 

maghrebinischen Wirtschaft mit Blick auf ihre Umweltauswirkungen in den jeweiligen Ländern berück-

sichtigt werden; zum anderen soll die Wettbewerbsfähigkeit der maghrebinischen Exportwirtschaft durch 

ihre Ausrichtung auf europäische Umwelt- und Qualitätsstandards verbessert werden (Scheer 2004).  

Im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen der GTZ und ihren maghrebinischen Partnern (UTICA, CA-

CI, CGEM) wird im Auftrag des deutschen Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung (BMZ) seit 1. September 2005 das Projekt „Réseau des entre-prises maghrébines pour 

l’environnement (REME)“ realisiert. In einer ersten Phase des Projektes („La mise à niveau environne-

mentale: Etat des lieux et opportunités“) wurden drei Länderstudien1 (Algerien, Marokko, Tunesien) er-

arbeitet mit einer Bestandsaufnahme der derzeitigen Umweltsituation sowie, daraus ableitend, des poli-

tischen und wirtschaftlichen Beratungsbedarfs. In einem zweiten Schritt wurde die hiermit vorgelegte 

Synthese-Studie erarbeitet, welche die identifizierten maghrebinischen umweltpolitischen Herausforde-

rungen in den Kontext der europäischen Erfahrungen zu Umweltinnovationen stellt. 

Kapitel 2 thematisiert die besondere Bedeutung von Innovationen für Umwelt und Wettbewerbsfähigkeit 

und identifiziert Determinanten für Umweltinnovationen. Kapitel 3 analysiert Erfolg versprechende (um-

weltpolitische) Anreizinstrumente und Maßnahmen zur Unterstützung von Umwelt- und Wettbewerbs-

verbesserung. Im Mittelpunkt stehen moderne bzw. neue Instrumente und Ansätze der Umwelt- und In-

novationspolitik. Dabei werden insbesondere Erfahrungen in der Bundesrepublik Deutschland sowie in 

den neuen EU-Mitgliedsstaaten Osteuropas herangezogen. Kapitel 4 präsentiert eine vergleichende 

Auswertung der Umweltsituation und der umweltpolitischen Herausforderungen im Maghreb auf Basis 

der drei Länderstudien zu Algerien, Marokko und Tunesien. Im abschließenden Kapitel 5 werden die 

wichtigsten Ergebnisse zusammengefasst und darauf aufbauend Handlungsempfehlungen präsentiert. 

 

                                                                                                                                                                         

1  Vgl. Kapitel 4. 
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2 Umweltinnovationen: Determinanten und 
Auswirkungen 
 

Innovation gilt als der Schlüsselbegriff für die dynamische Entwicklung von wirtschaftlicher Tätigkeit. 

Und auch in Bezug auf die Idee einer nachhaltigen Entwicklung, auf die sich die Weltgemeinschaft 1992 

auf dem „Erdgipfel“ in Rio de Janeiro verständigt hat, wird von Innovationen erwartet, dass sie einen 

entscheidenden Beitrag zur Realisierung eines umweltverträglichen, sozial ausgeglichenen und wettbe-

werbsfähigen Wirtschaftens leisten. Innovationen sollen die durch umweltpolitische Auflagen entstehen-

den Kostenbelastungen abmildern, zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit beitragen und neue Märkte 

für umweltverträgliche Produkte und Technologien fördern.  

Innovationen für nachhaltiges Wirtschaften können als Umweltinnovationen bezeichnet werden. Damit 

ist die Zielrichtung auf die Verbesserung der Umweltqualität bzw. Entlastung von umweltpolitischen 

Problembereichen wie etwa Ressourcenverbrauch, Biodiversität oder toxische Belastung festgelegt: „Als 

Umweltinnovationen sollen alle Maßnahmen der relevanten Akteure (Unternehmen, Politiker, Verbände, 

Kirchen, private Haushalte) angesehen werden, mit denen neue Ideen und Verhaltensweisen, Produkte 

und Produktionsverfahren entwickelt, angewendet oder herbeigeführt werden und die Umwelt entlasten 

bzw. zu einer ökologisch bestimmten Nachhaltigkeit beitragen.“ (FIU 1997) 

Bei Innovationen auf Unternehmensebene wird oftmals zwischen Prozess- und Produktinnovationen un-

terschieden. Damit sind in der Regel technische Innovationen angesprochen, die auf betrieblicher Ebe-

ne greifen. Darüber hinaus ist zu unterscheiden zwischen integrierter und nachsorgender Umwelttechnik 

(vgl. Abb. 1) 

Produkt  
� Optimierung einzelner / Integration 

neuer Produktkomponenten 

� Substitution einzelner Produktkompo-
nenten oder des kompletten Produkts 

 

Abb. 2.1: Integrierter und nachsorgender betrieblic her Umweltschutz  
Quelle: vereinfachte Darstellung nach Hohmeyer und Koschel 1995  
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Rückstände und 
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Dabei geht es zum einen um die Substitution und Optimierung im Produktionsprozess bzw. bei Produk-

ten; zum anderen auch um nachsorgende Maßnahmen zur Verringerung bzw. Vermeidung von Rück-

ständen und Emissionen aus Produktion und Konsum. Bei nachsorgender Umwelttechnik ("end of pipe"-

Technik) handelt es sich um dem Produktionsprozess nachgeschaltete Maßnahmen, die für den eigent-

lichen Produktionsprozess nicht erforderlich sind (z.B. Filteranlagen) und damit zu Kostensteigerungen 

führen können. Integrierte Lö-sungen hingegen haben den Vorteil, dass sie über Effizienzgewinne (Re-

duktion von Material, Energie etc.) Kosten kompensieren können. Neben dem ursprünglich stark tech-

nisch ausgerichteten Verständnis von Umweltinnovationen werden mittlerweile auch organisatorische 

und dienstleistungsorientierte Innovationen betont. Darunter fallen bspw. auch organisatorische Neue-

rungen wie Umweltmanagementsysteme oder ökoeffiziente Dienstleistungsangebote wie Energieein-

sparung oder Energie-Contracting. 

 

 

2.1 Umweltinnovationen stimulieren – Aufgaben der Politik 

Welche Faktoren beeinflussen und fördern umweltorientierte Innovationen in der Wirtschaft? In der Wis-

senschaft werden folgende Determinanten für Umweltinnovationen thematisiert (Rennings 2005): 

Technologieentwicklung (Technology Push): Technologische Innovationssprünge sind insbesondere 

Effizienzgewinne im Produktionsprozess und auf Produktebene. Sie helfen bspw. bei Ressourcenein-

sparungen (Wasser, Energie, Material) im Zuge der Herstellung von Produkten oder Verbessern die 

umweltbezogene Produktqualität.  

Markteinflüsse  (Market Pull): Kundennachfrage nach umweltverträglichen Produkten (neue Absatz-

märkte) und Aspekte des Firmenimages können den Marktkräften zugeordnet werden. Diese Einflüsse 

wirken stärker produkt- als produktionsbezogen. 

 

Abb. 2.2: Elemente eines Innovationsfreundlichen Po litikmusters in der Umweltpolitik 
Quelle: Jänicke 2001: 6  

 
Die Instrumentierung ist innovationsfreundlich, wenn sie... 
� auf strategischer Planung und Zielbildung basiert, 
� mehrere Instrumente kombiniert, 
� ökonomische Anreize setzt und 
� Innovation als Prozess in allen Phasen unterstützt. 
 
Der Politikstil ist innovationsfreundlich, wenn er... 
� dialogisch und konsensorientiert, 
� kalkulierbar, 
� entschlossen und anspruchsvoll, 
� flexibel und 
� management-orientiert ist. 
 
Die Akteurskonstellation ist innovationsfreundlich, wenn sie... 
� die Politikintegration und die Vernetzung verschiedener Instanzen begünstigt, 
� die Vernetzung von Regulierern und Regulierten eng ist, 
� wichtige Interessen (Stakeholder) am Politikdialog beteiligt und 
� auch die Politikadressaten breit vernetzt sind. 
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Politikeinflüsse (Regulatory Push): Der politische Ordnungsrahmen bzw. die Regulierungsnotwendig-

keit hat für erfolgreiche Umweltinnovationen eine große Bedeutung. Umweltpolitische Instrumente ha-

ben einen starken Einfluss insbesondere in der Diffusionsphase.  

Die Erfahrungen mit umweltpolitischen Instrumenten zeigen allerdings, dass eine eindeutige Zuordnung 

von Instrumenten für den Innovationserfolg nicht gegeben ist (Jänicke 1997), wie folgende Beispiele 

zeigen: 

 

– die starke Verringerung der japanischen Schwefeldioxidemissionen geht zunächst auf Auflagen (bis 

1974), dann auf eine Abgabe zugunsten von Entschädigungsopfern (bis 1988) zurück – bedeutend 

waren auch freiwillige Vereinbarungen. 

– Der holländische Gewässerschutz setzte nach 1970 erfolgreich auf Abgaben zur Finanzierung des 

Kläranlagenbaus. In Schweden wurde hingegen der Aufbau kommunaler Kläranlagen massiv staat-

lich subventioniert. 

– Wichtig sind Kommunikationseffekte, die durch staatliche Interventionen initiiert werden. Ein Bei-

spiel ist der Verzicht auf PCB durch 85 Prozent der gewerblichen Anwender in den Niederlanden. Er 

wurde weniger durch die staatlichen Subventionen als durch Kommunikationseffekte initiiert. 

– Die Auswahl staatlicher Instrumente kann nicht losgelöst vom Politikprozess betrachtet werden. Be-

stimmte Politikinstrumente wie etwa Ordnungsrecht oder ökonomische Anreizinstrumente sind nicht 

a priori für spezifische Umweltprobleme auszuwählen. Vielmehr kommt es auf das innovationsför-

dernde Zusammenspiel von Instrumenten, Politikstil und Akteurskonstellationen an. Elemente eines 

umweltinnovationsfreundlichen Politikmusters zeigt Abbildung 2. Wichtig ist, die ökologische Motiva-

tion und Informationslage von Innovatoren zu verbessern und das Investitionsrisiko durch Vorgaben 

zu verringern. Daran schließt sich die Förderung einer Verbreitung von ökologieverträglicher Tech-

nik an. Seitens der Politik ist wichtig, klare (ökologische) Zielvorgaben zu setzen, mit „weichen“ In-

strumenten zu beginnen und Vorschriften und Verbote erst als letztes Mittel anzuwenden. Je glaub-

hafter ordnungsrechtliche Auflagen und Sanktionen bereits frühzeitig angedroht werden, desto Er-

folg versprechender sind „weiche“ umweltpolitische Instrumente (Jänicke 2001:7). 

 

 

2.2 Umweltinnovationen – Effekte auf Wettbewerb und Be-
schäftigung 
 

Die Auswirkungen von Umweltinnovationen auf die Wettbewerbs- und Beschäftigungssituation von Un-

ternehmen und Branchen ist für politische und wirtschaftliche Entscheidungsträger zentral. Nach Ren-

nings (2005: 9) zeichnet sich in der Forschung eine gewisse Übereinstimmung bei Untersuchungen zur 

Beschäftigungswirkung hinsichtlich Methodik und Ergebnissen ab; die Forschung über Wettbewerbswir-

kungen von Umweltinnovationen ist dagegen deutlich heterogener bezüglich der verwendeten Indikato-

ren und Messkonzepte.  

Studien zur Wettbewerbswirkung von Unweltinnovationen  gehen zurück auf die frühen 1970er Jah-

re, wo erstmals die Wettbewerbssituation und Umweltperformance von Unternehmen untersucht wurde. 

Dabei meint Wettbewerbsfähigkeit eines Landes im Verständnis der OECD (1992) „the degree to which 

it can, under free and fair market conditions, produce goods and services which meet the test of the in-

ternational markets, while simultaneously maintaining and expanding the incomes of its people over the 

longer term“ – oder kurz in den Worten Balassas (1962: 29): “the ability to sell” bzw. “ability to earn”. 

Konzepte zur empirischen Analyse von Wettbewerbsfähigkeit reichen von der Bestimmung der Marktan-

teile mit Hilfe von Produktions- und Exportanteilen über Rentabilitätskriterien (Gewinn, Kapital- und Um-

satzrendite) bis hin zur Erhebung von Produktionskosten.  
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Die Kontroverse über die Wettbewerbswirkung von Unweltinnovationen verläuft entlang einer positiven 

vs. negativen Einschätzung der ökonomischen Performance. Einerseits wird die hohe Kostenbelastung 

und damit einhergehend die Verschlechterung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit durch Umwelt-

schutz mit der Folge von Standortverlagerungen ins Ausland betont („race to the bottom“), andererseits 

besteht die Meinung, dass ein öko-effizienter Einsatz von Ressourcen bei Produktion und Produkten die 

ökonomische Effizienz steigert und damit die Wettbewerbsposition langfristig verbessert (so genannte 

„Porter-Hypothese“). Kern der These ist: Eine ambitionierte Umweltpolitik kann zu Wettbewerbsvorteilen 

der einheimischen Industrie führen, indem entweder Ineffizienzen aufgedeckt oder durch umweltverträg-

liche Produkte neue Märkte erschlossen werden. Die Erlangung derartiger Wettbewerbsvorteile setzt 

voraus, dass neue, effizientere Technologien in ihrer Entwicklung politisch stimuliert und in der Adoption 

beschleunigt werden (Tews 2002: 25). Empirische Untersuchungen zeigen keinen eindeutigen Befund 

zugunsten der einen oder anderen Position. Nicht nachgewiesen wurde allerdings bislang die These der 

umweltpolitisch bedingten Abwanderung von Unternehmen in Länder mit schwächeren Umweltstan-

dards. Dies wurde mit dem geringen Anteil der Umweltkosten an den gesamten Produktionskosten be-

gründet (Rennings 2005). Ein positiver, wenn auch schwacher Zusammenhang wurde hinsichtlich der 

ökonomischen und ökologischen Performance konstatiert. 

Die Tendenzen zu Beschäftigungseffekten von Umweltinnovationen  sind hingegen eindeutiger. Em-

pirische Untersuchungen in Deutschland und anderen europäischen Ländern zeigen, dass es zwar ge-

ringe, aber durchweg positive Beschäftigungseffekte hervorgerufen durch Umweltinnovationen in Unter-

nehmen gibt. Eine europäisch vergleichende Studien (Rennings/Zwick 2002) kommt zu dem Schluss, 

dass bei 88 Prozent der befragten Unternehmen (Deutschland, Niederlande, Großbritannien, Italien, 

Schweiz) keine Beschäftigungseffekte durch Umweltinnovationen erzielt wurden. Positive Beschäfti-

gungseffekte wurden bei 9 Prozent der Befragten konstatiert, negative bei 3 Prozent. Besonders stark 

fallen die positiven Beschäftigungseffekte bei Produkt- und Serviceinnovationen aus. Daraus ist zu 

schließen, dass Produkte und Dienstleistungen neue Märkte und damit auch Arbeitsplätze schaffen, 

während Prozessinnovationen eher Rationalisierungseffekte initiieren mit der Folge von Arbeitsplatzab-

bau.  

Die Europäische Kommission kommt zu ähnlichen Ergebnissen, indem sie feststellt (EU Kommission 

2004).  

 

– Die Nettoauswirkungen von Umweltpolitik auf die Beschäftigung sind neutral oder sogar leicht posi-

tiv. 

– Maßnahmen im Bereich der erneuerbaren Energien und der Energieeffizienz steigern die Sicherheit 

der Energieversorgung, verringern die wirtschaftlichen Verluste durch die Volatilität der Ölpreise und 

tragen andererseits zur Verringerung der Treibhausgasemissionen und zur Schonung der endlichen 

Ressourcen bei. 

– Die Auswirkungen von Ausgaben zur Minderung der industriellen Luftverschmutzung auf den Wett-

bewerb sind im Allgemeinen begrenzt. 

– Immer mehr Unternehmen und Investoren bemühen sich aktiv um eine gute Umweltleistung, und 

aus mehreren aktuellen Studien geht hervor, dass gutes Umweltmanagement, höhere Effizienz und 

eine bessere finanzielle Leistung miteinander verbunden sind und neue Marktchancen eröffnen. 

– Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Auswirkungen von Umweltinnovationen auf Wettbewerb 

und Beschäftigung in der Tendenz durchaus positiv sind. Initiierung und Umsetzung von „grünen“ 

Innovationen in Unternehmen führt zu einer Verbesserung der Wettbewerbssituation mit positiven 

Beschäftigungseffekten. Allerdings sind diese Effekte nicht so substantiell, dass Unternehmen ei-

geninitiativ eine ökologische Modernisierung vorantreiben. 
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3 Umweltpolitik gestalten – Akteure  
unterstützen: Europäische Erfahrungen 
 

 

3.1 Moderne Umweltpolitik – Trend zur  
Instrumentendiversifikation 
 

Unabhängig von der rechtlichen Verbindlichkeit und dem öffentlich-privaten Beteiligungsprozess lassen 

sich umweltpolitische Instrumente in Bezug auf ihr Steuerungsziel charakterisieren. Grundlegend kann 

zwischen substantiell und prozedural orientierten Instrumenten unterschieden werden (Knill 2003: 67 ff). 

Bei substantiellen Instrumenten werden konkrete inhaltliche Vorgaben gemacht. Hier handelt es sich in 

der Regel um traditionelle Instrumente der Umweltpolitik mit der Festlegung von Grenzwerten etc. zur 

Regulierung von Umweltemissionen (z.B. Emissionsgrenzen für Produktionsanlagen) oder von Umwelt-

qualität (z.B. Trinkwasserrichtlinie). Prozedurale Instrumente hingegen definieren Verfahrensregeln für 

die Instrumentenanwendung – und legen deren inhaltliche Ausgestaltung nicht fest.  

Das Aufkommen prozeduraler Instrumente in der Umweltpolitik hat zu einer intensiven Debatte um das 

umweltpolitische Instrumentarium geführt (Jordan et al. 2003, Héritier 2002; Holzinger et al. 2003). Da-

bei geht es um die Frage „alte“ versus „neue“ Instrumente . Als „neu“ gelten in erster Linie prozedural 

ausgestaltete umweltpolitische Instrumente, die Verfahrensregeln und keine substantiellen Vorgaben 

festlegen. Mit der Festlegung auf bestimmte Verfahren sollen Freiräume und Flexibilität bei der konkre-

ten Ausgestaltung gewahrt bleiben. Als exemplarische umweltpolitische Instrumente der „neuen“ Gene-

ration gelten marktbasierte Instrumente (Steuern, Subventionen, handelbare Zertifikate), freiwillige Ver-

einbarungen, Umweltzeichen und Umweltmanagementsysteme sowie Monitoringsysteme (z.B. Envi-

ronmental Impact Assessment). Empirische Untersuchungen haben allerdings gezeigt, dass die Verbrei-

tung und Anwendung neuer umweltpolitischer Instrumente allenfalls moderat und der ordnungspolitische 

Ansatz weiterhin dominant ist. Umweltpolitische Instrumente lassen sich in folgenden Kategorien zu-

sammenfassen: 

 

– Freiwillige und verpflichtende Information  betrifft Informationskennzeichnungen, deren Anwen-

dung auf Basis von Freiwilligkeit basiert. Beispiele dafür sind Testberichte, Umweltzeichen, Han-

delsmarken, Ökobilanzen, Umweltpreise etc. Bei staatlich vorgeschriebener Informationspflicht 

müssen Produzenten und Händler über bestimmte Produkteigenschaften informieren (Inhaltsstoffe, 

Nutzungs- oder Entsorgungsinformationen). 

– Freiwillige Vereinbarungen  können zwischen mehreren Interessenten und Interessengruppen 

vereinbart werden. Gewöhnlich bestehen freiwillige Vereinbarungen zwischen dem Staat und Un-

ternehmensverbänden (Handel, Produzenten) und zielen auf die Festsetzung von Zielvereinbarun-

gen. 

– Ökonomische Instrumente  zielen darauf ab, dass Akteure bei ihren Entscheidungen die Kosten-

Nutzen-Relation berücksichtigen, indem ökonomische Instrumente finanzielle und nicht-finanzielle 

Anreize für die Akteure zu umweltfreundlichem Verhalten schaffen. Beispielhafte ökonomische In-

strumente sind Steuern, handelbare Zertifikate, öffentliche Beschaffung etc.  

– Regulatorische Instrumente  verpflichten alle Marktakteure zur Einhaltung, indem ein bestimmtes 

Verhalten durch Ge- und Verbote erzwungen wird. Beispiele sind Grenzwerte, Stoff- oder Produkt-

verbote, Zulassungsbeschränkungen, Umweltverträglichkeitsprüfungen oder Garantien und Recyc-

lingquoten. 
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3.2 Umweltsituation Osteuropas – Annäherung an  
westeuropäische Strukturmuster 
 

Mit der politischen Wende in Mittel- und Osteuropa haben sich die umweltpolitischen Herausforderun-

gen deutlich geändert. In den 1990er Jahren waren zunächst die Umstellung auf marktwirtschaftliche 

Rahmenbedingungen und der teils massive Strukturwandel der Wirtschaft entscheidende Determinan-

ten für die sich ändernde Umweltsituation. Im Zuge der Vorbereitung und des 2004 vollzogenen Beitritts 

von zehn osteuropäischen Ländern zur Europäischen Union war die Angleichung bzw. Übernahme des 

geltenden EU-Umweltrechts2 von entscheidender Bedeutung. Fast 99 Prozent der geltenden EU-

Richtlinien sind von den Beitrittsländern mittlerweile ratifiziert; die Umsetzungsquote in nationales Recht 

ist im Durchschnitt etwas höher als in den anderen EU-Mitgliedsstaaten. Die schrittweise Integration des 

EU-Acquis in nationales Recht der neuen Mitgliedsstaaten hat in einigen Bereichen die Umweltsituation 

verbessert. Damit zeichnet sich eine Entwicklung ab, die sich den Struktur-mustern der westeuropäi-

schen Umweltsituation annähert und nach Bayer et al. (2001: 6) folgende Trends aufweist: 

 

– Eine kontinuierliche Reduktion  der "klassischen Schadstoffbelastungen" wie Schwefeldioxid, 

Staub oder Abwasserfrachten zunächst hervorgerufen durch die massive wirtschaftliche Umstruktu-

rierung. Eine kontinuierliche Reduktion der Schadstoffe erfolgte aber auch anhand von "end of pipe" 

Technologien, wie dem Einbau von Filtern, Katalysatoren oder Abwasserreinigungsanlagen. 

– Stagnation oder Erhöhung der Umweltbelastungen  in den Bereichen Verkehr, CO2-Emissionen, 

kommunale Abfälle, Siedlungsentwicklung und Flächenverbrauch. Die Umweltbelastungen aus die-

sen Bereichen zeigen wie auch in den meisten Ländern der Europäischen Union keine deutliche 

Tendenz einer Umweltentlastung und sind Folge einer Angleichung von Konsummustern. 

 

Der Bereich Klima und Energie  zeichnet sich durch eine geringe Energieeffizienz mit einem hohen Pro-

Kopf-Verbrauch in den neuen EU-Beitrittsländern aus. Zwar hat sich die Energieeffizienz im gewerbli-

chen Bereich über den Einsatz ausländischer Direktinvestitionen deutlich verbessert, der Energie-

verbrauch in Gebäuden hingegen verbessert sich nur sehr langsam. Der Ausbau von Erneuerbaren 

Energien wurde zwar finanziell gefördert, die Quote liegt aber mit ca. 1,5 -4,7 Prozent unter dem EU-

Durchschnitt (Riepen 2003). Eine ähnliche Situation zeigt sich im Verkehrsbereich, wo durch den An-

stieg des motorisierten Individualverkehrs und des Transportaufkommens verkehrsbedingte Emissionen 

stetig steigen. 

Ein ähnlicher Trend zeigt sich bei der Abfallwirtschaft . Während das private Restmüllaufkommen stän-

dig zunimmt, zeichnet sich bei dem industriellen Abfallaufkommen eine Verringerung ab. Wichtigste 

Entsorgungsstrategie in den Ländern Osteuropas ist derzeit die Deponierung. Zukünftig sollen in Anleh-

nung an die EU-Deponierichtlinie (99/31/EG) und die Verpackungsrichtlinie (94/62/EG) die Müllverbren-

nung mit energetischer Nutzung der Abwärme ausgebaut werden. Allerdings entsprechen die derzeiti-

gen Verbrennungsanlagen nicht den europäischen Umweltstandards; zudem gibt es auf kommunaler 

Ebene teils heftigen Widerstand der Bevölkerung. Die Infrastruktur für Altstoffsammlung und Wieder-

verwertung ist derzeit im Aufbau begriffen.  

Luftschadstoffe  wie Schwefeldioxid und Stickoxide haben seit Mitte der 1980er Jahre deutlich abge-

nommen. Während beispielsweise Tschechien 1980 noch ca. 220 kg Schwefeldioxid pro Kopf emittierte, 

                                                                                                                                                                         

2  Die Integration des europäischen Umwelt-Rechtsrahmens ist mit der Festlegung von konkreten und verbindlichen 
Umweltzielen, Zeitplänen und Qualitätsstandards verknüpft. Dies geschieht im Rahmen von nationalen Umsetzungs-
plänen (National Programms for the Adoption of the Acquis – NPAA), die ein Anpassungszeitraum bis ca. 2015 vor-
sehen.  
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reduzierte sich der Verbrauch im Jahr 2005 auf ca. 25 kg. Bei der Emission von Stickoxiden überwiegen 

in Tschechien, der Slowakei und Polen die Reduktionen aus dem Kraftwerks- und Industriebereich, 

während in Ungarn, Slowenien und Estland sich bereits die Zunahme durch den Straßenverkehr be-

merkbar macht. Emissionen von Schwermetallen (Cadmium, Quecksilber) wurden durch wirtschaftliche 

Strukturänderungen wie den Rückgang der Schwerindustrie stark reduziert. 

 

 

3.3 „Neue“ Instrumente der Umweltpolitik – Erfahrungen 
der Beitrittsländer 
 

Verschiedene Institutionen wie die OECD oder die Europäische Kommission propagieren seit Mitte der 

1990er Jahre den verstärkten Einsatz ökonomischer Instrumente in der Umweltpolitik. Damit sollen dy-

namische Anreize für Marktteilnehmer gesetzt, Kosteneffizienz gewährleistet und die Berücksichtigung 

des Verursacherprinzips umgesetzt werden. Im Folgenden werden ökonomische Instrumente wie Um-

weltsteuern und -abgaben, umweltverträgliche Beschaffung Hand sowie Finanzierungsmodelle in den 

EU-Beitrittsländern betrachtet. 

 

3.3.1 Emissions- und Produktgebühren bzw. –steuern 
 

Emissions- und Produktgebühren existieren in verschiedenen osteuropäischen EU-Ländern. Ziel von 

Emissionsabgaben ist es, sowohl Verursacher zu einer Reduktion der Umweltverschmutzung durch 

Emissionen zu bewegen als auch Finanzressourcen für die Finanzierung von anderen umweltpolitischen 

Maßnahmen zu generieren. Emissionsgebühren  existieren für verschiedene Unweltmedien wie Atmo-

sphäre, Wasser, Boden und Abfall. Die Emissionsabgaben werden in der Regel von stationären Emissi-

onsstandorten wie Industrieanlagen, Energieproduktionsstätten oder Abfalldeponien entrichtet. Zum Be-

trieb dieser Anlagen müssen umweltbezogene Genehmigungsverfahren von den Betreibern durchge-

führt werden. 

Für die wichtigsten konventionellen Emissionen (z.B. BOD, P, N, SO2) existieren spezifische Steuerwer-

te. Andere werden je nach Gefährdungsart zu einzelnen Steuergruppen zusammengefasst. In der Regel 

existiert eine Grundabgabe für Emissionen im Rahmen eines erlaubten Grenzbereichs. In Polen sind 

Emissionsabgaben auf bestimmte Ressourcen nach Regionen festgelegt. In Tschechien werden Abga-

ben nach Ressourcen, Abfall, Luft- und Gewässeremissionen pauschal nach Unternehmensgröße sowie 

nach Gefährlichkeit der Stoffe gestaffelt. Tab. 1 zeigt anhand der drei baltischen Staaten ausgewählte 

Emissionsabgaben.  

Tab. 3.1: Höhe der Emissionsgebühren in den baltisch en Staaten (in EUR/t)  
+ = abhängig vom Grad der Umweltbelastung 

Quelle: Kubilius/Semeniene 2003: 14 

 Estland Lettland Litauen 

BOD 250 47 207 

Phospat 377 47 (156,5) 580 

Gefährliche Substanzen 106.586 78.125 832 – 2.521.872+ 

SO2 6,1 20,3 83 

CO2 0,5 - - 

VOC 13,9 20,3 3,8+ 
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Produktgebühren  sind in den EU-Beitrittsländern weit verbreitet. Unterschieden werden kann zwischen 

Gebühren auf Rohstoffe (Grundwasser, Torf), Zwischenprodukte (Pestizide, Dünger), Endprodukte 

(Verpackung, Batterien) oder energiebezogene Produkte (Kraftstoffe). Steuern und Abgaben existieren 

für eine Reihe unterschiedlicher Produkte3. Mit Produktgebühren wird umweltpolitisch die Zielsetzung 

verfolgt, über deren Einfluss auf den Endpreis die Nachfrage nach solchen Gütern zu verändern. Damit 

soll eine Lenkungswirkung zugunsten einer Substitution durch umweltverträglichere Produkte gefördert 

werden. Die Höhe rohstoffbezogener Produktgebühren ist in den neuen Mitgliedsstaaten aber relativ ge-

ring (1-4 Prozent), so dass keine nennenswerten Veränderungen im Marktgeschehen beobachtet wer-

den konnten.  

Dies ist in der Abfallwirtschaft anders. Dort sind die Gebühren verbunden mit Ausnahmeregelungen 

(Steuerbefreiung) bei Erfüllung einer bestimmten Verwertungs- bzw. Recyclingquote. Erfüllen Unter-

nehmen diese Quoten, sind sie von den Abfallgebühren (teilweise) befreit. In den drei baltischen Staa-

ten hat sich gezeigt, dass Unternehmen es vorziehen, ein Abfallmanagementsystem einzuführen, um 

die zur Steuerbefreiung erforderlichen Quoten zu erreichen. Eine Weitergabe der Gebühren über den 

Preis war aufgrund der Abgabenhöhe nicht möglich, da die Preise sich dadurch erheblich erhöht hätten 

– ein erfolgreiches Beispiel ökonomischer Instrumente. 

 

3.3.2 Öffentliche Beschaffung 
 

Die EU-Kommission hat das öffentliche Beschaffungswesen, welches mit 16 Prozent am BIP ein erheb-

liches Marktvolumen besitzt, als umweltpolitisches Steuerungsinstrument entdeckt. Die Berücksichti-

gung von Umweltaspekten bei der Vergabe öffentlicher Aufträge ist prinzipiell möglich, wenn die ergrif-

fenen Maßnahmen mit den Vorschriften und Prinzipien des EG-Vertrages, insbesondere dem Diskrimi-

nierungsverbot und dem Gebot der Verhältnismäßigkeit, vereinbar sind. Konkret heißt dies: 

 

– Ökologische Kriterien müssen transparent von Beginn an in einer öffentlichen Ausschreibung defi-

niert werden und können sich auf Produktionsprozess (z.B. erneuerbare Energien) und/oder auf 

Produkte beziehen. 

– Auf technische Spezifikationen von Umweltzeichen (Blauer Engel, EU-Blume) kann in Ausschrei-

bungen rekurriert werden. 

 

Ökologische Kriterien können als Auswahl- und Zuschlagskriterium bei der öffentlichen Vergabe heran-

gezogen werden. Der Status Quo zur umweltverträglichen Beschaffung zeigt, dass vor allem mittel- und 

nordeuropäische Länder4 eine Vorreiterrolle einnehmen (Bouwer et al. 2005). In diesen Ländern bein-

halten öffentliche Ausschreibungen weitaus häufiger als in den übrigen EU-Mitgliedsstaaten spezifisch 

ökologische Kriterien. Alle diese Länder haben umweltverträgliche Beschaffung politisch priorisiert, nati-

onale Leitlinien, Programme und Informationsangebote erarbeitet und stützen sich auf innovative Be-

schaffungsinstrumente (bspw. „life-cycle thinking“). In den neuen EU-Mitgliedsstaaten besitzt die „grüne“ 

Beschaffung noch einen geringeren Stellenwert – dies wird sich aber zukünftig ändern. 

                                                                                                                                                                         

3  Hier seien einige Beispiele genannt: 1. Rohstoffe: Trinkwassergewinnung, Mineralwasser, Lehm, Kies, Kalk, Bern-
stein. 2) Verpackung: Papier, Plastik, Metall, Glas. 3. andere umweltbelastende Produkte: Batterien, Reifen, Filter (Öl, 
Benzin), Wegwerfgeschirr. 

4   Die so genannten „Green 7“: Dänemark, Deutschland, Großbritannien, Finnland, Niederlande, Österreich und Schwe-
den. 
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3.3.3 Finanzierungsmodelle für Umweltpolitik 
 

Die neuen Beitrittländer der EU in Osteuropa weisen einige Gemeinsamkeiten bei der Finanzierung 

umweltpolitischer Zielsetzungen und Maßnahmen auf. Insbesondere Umweltfonds und internationale 

Finanzhilfen sind in den neuen Mitgliedsstaaten von großer Bedeutung.  

Umweltfonds  existierten in den osteuropäischen Ländern wie bspw. Polen und Ungarn bereits vor der 

politischen Wende und wurden nachfolgend als wichtiges Finanzierungsmodell ausgebaut. In den balti-

schen Staaten dagegen wurden Umweltfonds nach der Wende neu eingerichtet. In westeuropäischen 

Ländern spielen Umweltfonds kaum eine Rolle. Eine Besonderheit der Fondsmodelle Osteuropas ist, 

dass deren Einnahmen am Staatshaushalt vorbeigeleitet und vollständig für Umweltzwecke verwendet 

werden – anders als etwa die Einnahmen aus der Öko-Steuer in der Bundesrepublik Deutschland. Die 

Fonds speisen sich in der Regel aus den Einnahmen der ökonomischen Umweltinstrumente (Steuern, 

Gebühren, Strafgelder).  

Die Umweltfonds agieren in der Regel projektbezogen, d.h. sie verausgaben ihre Mittel für konkrete 

Vorhaben in Form von vergünstigten Krediten oder Zinsen, Zuwendungen, Beihilfen oder Investitionszu-

schüssen. Ein Blick auf das Budget der Fonds zwischen den Ländern zeigt Unterschiede. In Estland hat 

der Umweltfonds „Environmental Investment Center“ ein jährliches Ausgabevolumen von knapp 20 Mio. 

Euro und fördert ca. 1000 Projekte, während Lettland mit dem gleichen Volumen der beiden Fonds „En-

vironmental Protection Fund“ und „Envrionmental Investment Fund“ ca. 300 Projekte unterstützt. 

Neben Umweltfonds sind internationale und bilaterale Finanzierungsmodelle von großer Bedeutung 

für die osteuropäischen EU-Mitgliedsstaaten – dies insbesondere in der Vorbereitungsphase für den 

2004 vollzogenen EU-Beitritt. Die wichtigsten Finanzierungen sind:  

Das PHARE-Programm der EU: PHARE (Poland and Hungary Assistance to Reconstruction of their 

Economies) stellt Zuschüsse für bestimmte Projektvorhaben bereit (ca. 10 Mrd. Euro im Zeitraum 2000-

2006). Derzeit können zehn Länder Osteuropas maximal 75 Prozent des gesamten Projektvolumens 

über PHARE-Zuschüsse finanzieren. Die Projektschwerpunkte werden weitgehend in den Reformlän-

dern bestimmt. 

Das Förderinstrument ISPA der EU: Das strukturpolitische Instrument ISPA (Instrument for Structural 

Policies for Pre-Accession) fokussiert auf Projektfinanzierungen in den Bereichen Umwelt und Verkehr 

(derzeit ca. 500 Mio. Euro für Rumänien und Bulgarien). Das Programm unterstützt umweltpolitische 

 

Abb. 3.1: Politische EU-Rahmenbedingungen für eine u mweltverträgliche Beschaffung 

� Der Vertrag von Amsterdam, Artikel 6: Integration des Umweltschutzes in EU-Politiken.  
� Das 6. Community Environment Action Programme vom 22 Juli 2002 mit Maßnahmen für 

grüne Beschaffung.  
� Interpretierende Mitteilung der Kommission über das auf das Öffentliche Auftragswesen 

anwendbare Gemeinschaftsrecht und die Möglichkeiten zur Berücksichtigung von Umweltbe-
langen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (KOM(2001) 274 endg.). 

� Urteil des Europäischen Gerichtshofes: Concordia Bus Finnland Oy Ab, Case C-513/99.  
� Urteil des Europäischen Gerichtshofes: Wienstrom GmbH Austria, Case C-448/01  
� Richtlinie 2004/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 über 

die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und 
Dienstleistungssaufträge  

� Richtlinie 2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur 
Koordinierung der Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- 
und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste  
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Maßnahmen in den Bereichen Trinkwasser, Abwasser, Abfall sowie Verminderung von Luftschadstof-

fen.  

Das EU-Umweltprogramm LIFE: Dieses Programm ist das einzige EU-Programm, das ausschließlich 

der Umsetzung von gemeinschaftlicher Umweltpolitik dient.  

Co-Finanzierung durch Entwicklungsbanken: Abgesehen von Hermes-Deckungen und Ausfuhrkredit-

banken sind für die mittelosteuropäischen Länder „European Bank for Reconstruction and Develop-

ment“, die „Europäische Investitionsbank“ und die Weltbankgruppe zuständig. 

 

 

3.4 Kooperationen – Unterstützungsleistungen für  
Umweltinnovationen 
 

Akteurskooperationen gelten als viel versprechender Ansatz einer modernen Umwelt- und Innovations-

politik. Zum einen existieren bereits vielfältige Formen privater und staatlicher Zusammenarbeit (Um-

weltvereinbarungen, Normsetzung, Umweltzeichen etc.). Zum anderen wird das Kooperationsprinzip als 

zukunftsweisende Strategie in der Umweltpolitik gerade in Bezug auf „neue“ Instrumente propagiert. Der 

in Johannesburg verabschiedete Aktionsplan (WSSD 2002) betont dementsprechend die Bedeutung ei-

ner kooperativen Umweltpolitik. Im Folgenden werden die kooperativen Ansätze Clusterpolitiken, Um-

weltberatung (environmental consulting) und Konzepte des Public Private Partnership dargestellt. 

 

3.4.1 Kooperative Wirtschaftsförderung – Stichwort Clusterpolitik 
 

Clusterstrategien bzw. Clusterpolitik hat sich zu einem Schlagwort entwickelt, dass im Kontext von Wirt-

schaftsförderung, Standortdebatte und Industriepolitik vielfach verwendet wird. Kernelemente des Clus-

terbegriffs sind geographische Nähe, Aktivitäten entlang von Wertschöpfungsketten mit der Zielrichtung 

auf einen gemeinsamen Endmarkt sowie aktive Kooperation und Partizipation zwischen wirtschaftlichen 

Akteuren, Staat und Forschungsinstitutionen. Kerngedanke von Clusterstrategien ist die Überzeugung, 

dass ein Cluster-Konglomerat von Firmen bezüglich Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit mehr ist als 

die bloße Summe der Firmen. Für die Politik besteht die Aufgabe, Kooperationsnetzwerke zwischen Un-

ternehmen, Verbänden sowie Ausbildungs- und Forschungseinrichtung zu fördern. Damit sollen Unter-

nehmensproduktivität, Innovationsfähigkeit und das Umfeld für Unternehmensgründungen verbessert 

werden.  

Im Hinblick auf die EU-Beitrittsländer wird immer wieder auf verschiedene Clusteransätze und -beispiele 

hingewiesen (OECD 2005; Radosevic 2003; Schaffers 2006). Branchenspezifische Clusteransätze sind 

bspw.: 

 

– Cluster Transportlogistik in Slowenien : Seit den späten 1990er begann die slowenische Regie-

rung mit dem systematischen Aufbau verschiedener Clusterinitiativen – darunter der Bereich Trans-

portlogistik. Aufgaben dieses Clusters sind die Bereitstellung gemeinsamer Ausbildungsprogramme, 

Markt- und Wettbewerbsanalysen, kooperative Beschaffung und gemeinsame Entwicklung integrier-

ter Dienstleistungen. Die Stärke des Clusters mit derzeit ca. 13.000 Beschäftigten wird in seiner für 

den europäischen Warentransport zentralen geographischen Lage gesehen. 

– Cluster Automobilindustrie in Ungarn : Im Jahr 2000 wurde mit Unterstützung des ungarischen 

Wirtschaftministeriums das Clusterprojekt PANAC gegründet, dem heute 67 Unternehmen angehö-

ren – darunter die nationalen Unternehmenstöchter von Audi, Opel und Suzuki. Das Automobilc-

luster repräsentiert derzeit ca. 10 Prozent des ungarischen BIP. Multinationale Unternehmen spie-

len eine zentrale Rolle bei der Clusterbildung. Damit haben ausländische Direktinvestitionen über 

die Konzerne einen entscheidenden Einfluss auf die Konstitution und Entwicklung der Cluster.  
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Die beiden Beispiele weisen darauf hin, dass unterschiedliche Faktoren für Zustandekommen und Erfolg 

von Industrieclustern verantwortlich sein können. Während in Slowenien die Politik entscheidende Im-

pulse gab, waren in Ungarn ausländische Investoren ausschlaggebend. Verallgemeinernde Erfolgsfak-

toren sind daher schwer zu definieren. Wichtig scheint die Schaffung von kooperativen und selbstver-

antwortlichen Strukturen. Ketels (2004) hat folgende Erfolgsfaktoren für Clusterinitiativen ausgemacht: 

 

– Hohe Qualität des wirtschaftlichen Umfeldes, 

– Vertrauen in die Politik und die öffentliche Verwaltung sowie eine regionale Verwaltung mit hoher 

Autonomie, 

– Breite Zieldefinition, indem Ziele die spezifische Situation des Clusters reflektieren, sowie klare Stra-

tegien und messbare Ziele, 

– Clusterinitiative mit eigener Geschäftsstelle und gesichertem Budget. 

 

 

3.4.2 Umweltberatung – Institutionalisierung und Marktpotential 
 

Umweltberatung in Form von Dienstleistungsangeboten für private wie gewerbliche Auftraggeber hat 

sich in Europa fest etabliert und wird von nicht kommerziellen Organisationen (bspw. Verbände, Indust-

rie- und Handelskammer) sowie von kommerziellen Beratungsunternehmen angeboten. Einen Schwer-

punkt im Beratungsmarkt bildet die betriebliche Umweltberatung. Ziele der betrieblichen Umweltbera-

tung sind Identifizierung, Nutzung und Erweiterung ökologischer Handlungs- und Entscheidungsspiel-

räume, umwelt- und ressourcenschonendes Verhaltens von Unternehmen, Identifikation von Kosten-

senkungspotentialen und Wettbewerbsvorteilen sowie Sicherung der ökologischen Integrität und gesell-

schaftlichen Akzeptanz. Schwerpunkte betrieblicher Umweltberatung sind Zertifizierungs- und Normie-

rungsverfahren (Umweltmanagementsysteme, Emissionshandel), Organisationsberatung sowie instru-

mentelle Umweltschutzberatung (z.B. Energie- und Abfallwirtschaftskonzepte). Seit den 1990er haben 

viele große kommerzielle und international agierende Beratungsunternehmen Schwerpunkte in der Um-

weltberatung aufgebaut. Dieser Boom ist vor allem auf Beratungsleistungen über Umweltmanagement-

systeme (z.B. EMAS) zurückzuführen.  

Die Umweltberatung ist in mitteleuropäischen Staaten sowie – in Anfängen – in einigen neuen Beitritts-

ländern inzwischen institutionalisiert. In Deutschland vertritt der Bundesverband für Umweltberatung 

e.V. (bfub) die Interessen der Branche. In ihm organisieren sich fachspezifische Umweltberater (Ener-

gie, Abfall), Umweltpädagogen, Arbeitsschutz- und Umweltbeauftragte sowie Kommunen und Gemein-

den. Der Verband bietet als weltweit einzige Organisation ein Zertifikat der „Güteanerkennung von Um-

weltberatungs-Dienstleistungen“ an. Auch in einigen osteuropäischen Ländern wurden bereits Umwelt-

beratungsnetzwerke gegründet; so etwa in Ungarn, Tschechien und Rumänien (Naef 2002).  

Neben privaten Anbietern für Umweltberatung existieren auch Kooperationsinitiativen zwischen staatli-

chen Stellen und Unternehmen insbesondere aus der Umwelttechnikbranche. Diese Initiativen zielen 

auf Verbesserung von Kommunikation, Information und Marketing im Bereich des betrieblichen Umwelt-

schutzes. Nicht zuletzt dienen sie auch der Wettbewerbsförderung für heimische Unternehmen. Beispie-

le für diese Kooperationsinitiativen sind:  

 

– PIUS-Internet-Portal:  Dieses Webangebot für klein- und mittelständische Unternehmen präsentiert 

betriebliche Verfahren und Technologien auf dem Gebiet des produktionsintegrierten Umweltschut-

zes. Es werden praxiserprobte Maßnahmen für ressourcensparende Produktion vorgestellt. 

(www.pius-info.de) 

– Bayerische Innovations- und Kooperationsinitiative Umw elttechnologie (BAIKUM):  Im Netz-

werk BAIKUM engagieren sich das Land Bayern und beteiligte Unternehmen der Umwelttechnik-
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branche, um Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit zu stärken, die Vermittlung von Informationen 

über Märkte und Technologien zu verbessern und die Erschließung neuer Auslandsmärkte zu un-

terstützen (www.baikum.de) 

 

Im Hinblick auf den osteuropäischen Markt für Umweltdienstleistungen steht vor allem der Markt für 

Umwelttechnik im Vordergrund. Das Marktpotential für Umwelttechnik kann aufgrund der spezifischen 

Anforderungen des EU-Umwelt-Acquis mit seinen Übergangsfristen relativ klar abgeschätzt werden. 

Schätzungen gehen davon aus, dass das Potential des Umweltmarktes in Osteuropa 2005 ca. 35 Mrd. 

und im Jahr 2010 ca. 42 Mrd. Euro umfasst. Allein der Markt für Abfall beträgt daran ca. ein Drittel 

(Rommel 2005). Auf der 15. Internationalen Fachmesse für Wasser, Abwasser, Abfall und Recycling in 

München 2005 standen denn auch die Umweltmärkte in Osteuropa im Vordergrund mit vielfältige Infor-

mationen zur Marktstruktur und –potential, Förderung und Finanzierung, Projekt- und Kooperationsan-

bahnung sowie länderspezifischen Überblicken. Der Consulting- und Umwelttechnikmarkt in Osteuropa 

ist seitens der Exportländer für Umwelttechnik (v. a. Deutschland und Österreich) als Absatzmarkt er-

kannt. Die Expansion nach Osteuropa wird von vielen Akteuren der Wirtschaftsförderung intensiv mit 

folgenden Angeboten begleitet und unterstützt: 

 

– Aufbau von Netzwerken und Kontaktvermittlung sowie Hilfestellungen für Kooperationen zwischen 

Unternehmen und Forschung, 

– Kommunikation von Erfahrungsberichten, Marktanalysen und Unterstützung bei internationalen 

Ausschreibungsverfahren 

– Externe Finanzierung von Projekten über staatliche Förderungen,  

 

3.4.3 Neue Arbeitsteilung zwischen Staat und Markt? – Stichwort Public 
Private Partnership 
 

Public Private Partnership (PPP) gilt als Erfolg versprechendes und mittlerweile vielfach praktiziertes 

Modell einer neuen Arbeitsteilung zwischen Staat und Privatwirtschaft. Dabei meint PPP: „Privat-

gewerbliche, nicht staatliche und staatliche Akteure kooperieren bei PPP in formellen Gremien oder ge-

mischten Unternehmen, um Projekte umzusetzen und Leistungen zu erbringen, die auch in staatlicher 

Eigenregie erbracht werden könnten. Dafür bringen sie personelle, strategische und finanzielle Res-

sourcen ein“ (Blanke et al. 2001: 129). 

Seit Mitte der 1990er Jahre haben sich vielfach Kompetenzzentren zur Popularisierung und nationalen 

wie internationalen Umsetzung von PPP gebildet. Diese unterstehen meist direkt dem federführenden 

Ministerium. Ziele dieser Kompetenzzentren sind die Bereitstellung von Informationen zur Anbahnung 

von PPP-Projekten (Markt- und Umfelddaten, Rechtsinformationen, Zugang zu Förder- und Beratungs-

angeboten), Unterstützung von Erfahrungsaustausch, Evaluierung von nationalen und internationalen 

PPP-Entwicklungen sowie Dokumentation und Kommunikation von Best-Practice-Beispielen. 

PPP-Erfahrungen in den EU-Beitrittsländern existieren insbesondere zu Großprojekten wie bspw. dem 

Ausbau des internationalen Flughafens Warschau im Zusammenhang mit dem Ausbau des Transeuro-

päischen Verkehrsnetzes, der Ausbau des kommunalen Straßennetzes in Tschechien oder der Infra-

strukturaufbau für die Abfallentsorgung in Ungarn. Die Erfahrungen der Beitrittsländer sind gemischt. 

Negative Erfahrungen hatte man insbesondere in Tschechien gemacht, wo aufgrund der Unerfahrenheit 

der öffentlichen PPP-Manager der Vertrag für den Teilausbau einer Autobahn seitens der staatlichen 

Verwaltung gekündigt und neu ausgeschrieben werden musste. Dies zeigt, dass für die erfolgreiche 

Durchführung erhebliche Kompetenzen bei allen beteiligten Akteuren vorhanden sein müssen. Dies be-

trifft Kompetenzen im Bereich Ausschreibungs- und Vertragsrecht, Projektmanagement und prozessbe-

gleitendes Monitoring. 
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3.5 Fazit 
 

Die Erfahrungen in den neuen EU-Beitrittsländern Osteuropas zeigen, dass die politischen Rahmen-
bedingungen die Verbesserung der Umweltsituation  erheblich beschleunigt haben. Mit der Über-

nahme des EU-Acquis sind in vielen umweltpolitischen Bereichen ein klarer Rechtsrahmen und – mit 

Übergangszeiten versehene – umweltpolitische Zielsetzungen und Umsetzungsmaßnahmen verbunden. 

Damit sind die EU-Beitrittsländer verpflichtet, sich in der Verbesserung der Umweltsituation gemäß den 

EU-Richtlinien zu engagieren. Dieser erhebliche regulatory push fehlt nach unserer Einschätzung in den 

Ländern des Maghreb. 

Der klare politisch-rechtliche Rahmen macht die osteuropäischen Länder zu einem rechtlich und wirt-
schaftlich kalkulierbaren Risiko für (wirtschaftliche) Entscheidungsträger. Marktvolumen, Zeithorizon-

te und notwendige (Technik)-Investitionen sind relativ eindeutig einschätzbar. Es gibt dementsprechend 

von umwelttechnikexportierenden Ländern (insbesondere Deutschland und Österreich) erhebliche au-

ßenwirtschaftliche Anstrengungen, die Umweltmärkte in Osteuropa zu erschließen. Zudem hat sich ein 
freier Markt für grenzüberschreitende Umweltberatung  etabliert , der sowohl private als auch be-

triebliche Beratungsleistungen erbringt. Explizite staatliche Förderung für die Etablierung eines Um-

weltmarktes erfolgt meist über Projektfinanzierung.  

Ausländische Direktinvestitionen  haben einen großen Einfluss auf die Verbesserung der industriell 

verursachten „traditionellen“ Umweltverschmutzung. Zum einen wurde durch die politische Wende ein 

wirtschaftlicher Strukturwandel initiiert, der insbesondere zu Lasten umweltverschmutzender Industrie-

zweige (Schwerindustrie) ging; zum anderen wurden im Zuge der Standortverlagerung von Unterneh-

men modernere Produktionsstätten mit integrierten Umweltschutztechnologien errichtet.  

Darüber hinaus haben die neuen EU-Beitrittsländer vielfach ökonomische Instrumente der Umwelt-
politik eingeführt. Steuern und Abgaben existieren für verschiedene Schadstoffe und Emissionen sowie 

für Ressourcenverbrauch (Verpackung, Abfall, Wasser). Die Instrumente sind dann erfolgreich, wenn 

die Abgabenhöhe sich deutlich im Preis bemerkbar macht und mit Ausnahmeregelungen gekoppelt ist, 

die Eigeninitiative seitens der Verursacher motivieren. Die Einnahmen über die ökonomischen umwelt-

politischen Instrumente sind direkt gekoppelt an Investitionen in den Umweltschutz (Fondssystem). Dies 

stellt Finanzressourcen für umweltpolitische Maßnahmen zur Verfügung, die nicht über den Staatshaus-

halt finanziert und (öffentlich) diskutiert werden. 

Das öffentliche Beschaffungswesen wird in Europa sukzessive in Richtung umweltverträgliche Beschaf-

fung ausgebaut. Damit priorisiert die Europäische Kommission die Schaffung von Märkten für umwelt-

freundliche Produkte und Dienstleistungen über den Einkauf der öffentlichen Hand. In Osteuropa besitzt 

die öffentliche Beschaffung für umweltverträgliche Produ kte  allerdings noch nicht den Stellenwert 

wie für einige mittel- und nordeuropäische EU-Mitgliedsländer.  

Insgesamt zeigt sich in Europa, dass ein kooperativer, transparenter und innovationsfördernd er Po-
litikstil  für die Etablierung einer effizienten und kooperativ ausgerichteten Umweltpolitik entscheidend 

ist. Dies zeigt sich beispielsweise daran, dass Kooperationskompetenzen in den EU-Beitrittsländern vor 

allem auch im Bereich Wirtschafts- und Industriepolitik über Clusterinitiativen und Kompetenzzentren für 

Public Private Partnerships aufgebaut werden. 
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4 Umwelt und Wirtschaft im Maghreb 
 

Die drei Maghrebländer Marokko, Algerien und Tunesien haben zwar einige Gemeinsamkeiten im Hin-

blick auf ihre Umweltsituation, unterscheiden sich aber auch erheblich, insbesondere in ihrer Wirt-

schaftsstruktur. Algerien verfügt über große Öl- und Gasvorkommen, deren Export die entscheidenden 

Staatseinnahmen ausmacht und deren Verarbeitung/Nutzung die lokale Industrie prägt. Tunesien kann 

einen Teil seines Energiebedarfes selber decken, verfügt über eine diversifizierte Industrie und einen 

großen Dienstleistungssektor und lebt entscheidend vom Tourismus. Auch in Marokko ist Tourismus ein 

wichtiger Wirtschaftszweig. Das Land ist aber auch noch stark von der Landwirtschaft geprägt, bei zu-

nehmender Wichtigkeit der industriellen Produktion, aber vollständig von externer Energie abhängig. 

Dazu kommen spezifische Entwicklungen und unterschiedliche politische Syste-

me/Entscheidungsstrukturen, die sowohl die aktuelle Wirtschaftsstruktur als auch die Umweltsituation 

entscheidend prägen. 

Im Folgenden werden die drei als Grundlage vorliegenden Regionalstudien: 

 

– Marokko : ZEDIC Etude, Développement, Ingénierie, Conseil - Rabat „Mise à niveau environnemen-

tale au Maroc - Etat des lieux et opportunités“  

– Algerien : Mediterranean Consult and Services Company SPA - Boumerdes: „Mise à niveau envi-

ronnementale en Algérie - Etat des lieux et opportunités“ 

– Tunesien : T.U.V. Maghreb SARL - Tunis: „Mise à niveau environnementale en Tunisie - Etat des 

lieux et opportunités“ 

 

zusammengefasst, mit Fokus auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede, die einen Einfluss auf die Förde-

rung von Umweltinnovationen in den lokalen Wirtschaftsunternehmen haben (können). 

 

 

4.1 Wirtschaftsstruktur 
 

Alle drei Länder verfügen neben bedeutenden Phosphatvorkommen auch über beträchtliche Eisenerz- 

und Schwermetallvorkommen. In Marokko und Tunesien ist der Tourismus ein wichtiger Wirtschaftsfak-

tor, während Algerien in erster Linie Gas und Öl exportiert (über 95 % werden exportiert und machen ca. 

60 % der gesamten staatlichen Einnahmen aus). Die Verteilung des Bruttoinlandsproduktes per Sektor 

zeigt Tab. 2. 

Tab. 4.1: Sektorale Verteilung des Bruttoinlandspro duktes im Maghreb  
Quelle: CIA Faktbook: (https://www.cia.gov/cia/publications/factbook/index.html) 

 Marokko Algerien Tunesien 

Landwirtschaft 21,7 % 10,1 % 13 % 

Industrie 35,7 % 60 % 31,8 % 

Dienstleistungen/Kleingewerbe 42,6 % 29,8 % 55 % 

 

Die Landwirtschaft spielt vor allem in Marokko noch eine ganz wesentliche Rolle, in Algerien ist es die 

(Groß-) Industrie und Tunesien erwirtschaftet schon mehr als die Hälfte seines Bruttoinlandproduktes 

mit Dienstleistungen. Die Hauptexportgüter (vor allem in die Europäische Union, die USA, Indien, Brasi-

lien und Libyen) sind derzeit: 
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– Marokko : Textilien/Bekleidung/Leder, Fisch, Chemie, Erdölprodukte und landwirtschaftliche Pro-

dukte (Früchte/Gemüse) 

– Algerien : Erdgas und Erdölprodukte (97 %) 

– Tunesien : Textilien/Bekleidung, Maschinen (-teile), Chemie und landwirtschaftliche Produkte 

 
In Marokko  machen klein- und mittelständische Unternehmen zwar über 90 % der Unternehmen (mit 

über 40 % der Angestellten) aus; sie sind aber nur für ca. 36 % der Produktion, ca. 25 % des Exports 

und ca. 33 % der Investitionen verantwortlich. Die entscheidende Wirtschafts- und Exportleistung wird 

allerdings von großen Unternehmen (über 200 Mitarbeiter) erbracht. 

Die wichtigsten Sektoren sind: 

Chemie (v. a. Phospatindustrie/Düngemittel) mit einem Anteil von ca. 36 % am Umsatz der Gesamtpro-

duktion, 

 

– Nahrungs-/Lebensmittel, mit ca. 32 %, 

– Textil und Leder mit 14 %,  

– Maschinenbau und Metallverarbeitung mit ca. 12 % und 

– Elektrik und Elektronik, mit einem Anteil ca. 6 % an der Gesamtproduktion. 

 

Diese Zahlen stammen aus dem Jahr 2004, in dem sich für alle Sektoren eine leicht fallende Tendenz 

abzeichnete mit Ausnahme des Chemiesektors (12 % Steigerung im Vergleich zum Jahr 2003).  

Den größten Anteil am Export hat der Sektor Textil/Leder mit ca. 34 %. Für die Zukunft ist allerdings mit 

deutlichen Einbußen in der Textil- und Bekleidungsindustrie zu rechnen, da 2007 das Abkommen der 

EU mit China über Importquoten endgültig ausläuft und die marokkanischen Exporteure dann die volle 

Stärke der chinesischen Konkurrenz auf ihrem wichtigsten Exportmarkt zu spüren bekommen werden. 

Weitere wichtige Exportsektoren sind die Chemie mit ca. 29 % (mit der höchsten Steigerungsrate von 26 

% in den Jahren 2003 bis 2004) und Nahrungsmittel mit ca. 19 % Anteil am Gesamtexport. 

Die industriellen Aktivitäten konzentrieren sich in der Region Grand Casablanca mit 35 % aller Unter-

nehmen und 49 % der Gesamtproduktion. 

Zum Grad der Privatisierung von Unternehmen wurden keine Angaben gemacht. 

Auch in Algerien  konzentrieren sich die industriellen Aktivitäten lokal mit 80 % aller Unternehmen in 18 

der insgesamt 46 Wilaya, darunter 34 % in den Wilaya Algier und Oran. Der Süden ist reich an Erd-

gas/Erdöl, das die Haupteinkommensquelle des Landes darstellt. 

 

 

Die produzierende Industrie lässt sich in folgende Kategorien einteilen: 

 

– Großindustrie, organisiert in 337 Industriezonen, die bis zu 50 ha Fläche umfassen,  

– Klein- und Mittelindustrie, für die 66 Zonen reserviert sind. 

 

Der überwiegende Anteil der Industrie besteht mit ca. 80 % aus Staatsunternehmen; darunter fällt ins-

besondere die Großindustrie. Der Privatsektor ist überwiegend klein- und mittelständisch organisiert. 

Seit 1998 weist die algerische Industrie stabile Wachstumsraten auf. Insbesondere in den letzten Jahren 

wird die wirtschaftliche Erholung von klein- und mittelständischen Unternehmen (KMU) gestützt.  Der 

Anteil von KMU (insgesamt ca. 51.000) an den privaten industriell produzierenden bzw. verarbeitenden 

Unternehmen ist vor allem in folgenden Sektoren hoch: 

 

– Nahrungs- bzw.  Lebensmittel mit ca. 27 % der Unternehmen, 

– Holz und Papier mit ca. 18%, 

– Metallverarbeitung mit ca. 14 %, 

– Baustoffe mit ca. 12 %. 
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Andere Sektoren wie Textil (ca. 7 %), Landwirtschaft und Fischfang (ca. 6 %), Chemie (ca. 3 %), Leder 

(ca. 3 %) und Bergbau (ca. 1 %) weisen deutlich geringere Unternehmenszahlen auf. 

Die fast 10.000 Industrieunternehmen Tunesiens  nehmen eine Fläche von mehr als 3.000 ha ein und 

sind zu 90 % im Küstengebiet angesiedelt. Die tunesische Industrie stellt mehr als 400.000 Arbeitsplätze 

zur Verfügung. Gut die Hälfte dieser Unternehmen (5.468) haben mehr als 10 Angestellte, davon sind 

wiederum fast die Hälfte (2.360) auf Export ausgerichtet. Diese Unternehmen lassen sich folgenden 

Produktionssektoren zuordnen: 38 % Textil/Kleidung, 17 % Nahrungsmittel, 9 %  Maschinen-

bau/Metallverarbeitung, 8 % Baumaterialien und jeweils 5 % Elektrik/Elektronik, Chemie (v. a. Pharma-

industrie und Phosphatverarbeitung) und Leder/Schuhe, 4 % Holz und 9 % Verschiedenes. Im Jahr 

2004 erreichte der Produktionswert der tunesischen verarbeitenden Industrie ca. 14,6 Mrd. Euro gegen-

über 11,4 Mrd. im Jahr 2000, was einem mittleren jährlichen Wachstum von 6,5 % entspricht. 

Den größten Anteil am Export hat noch der Sektor Textil und Kleidung mit 41 % (TÜV Länderstudie) 

bzw. 33 % (bfai - Bundesagentur für Außenwirtschaft). Auch die tunesischen Exporteure werden ab 

2007 wohl große Probleme mit der chinesischen Konkurrenz bekommen. Weitere wichtige Exportsekto-

ren sind die Elektro- bzw. Elektronikbranche mit 18 %, Nahrungsmittel mit 12 % und Chemie (v. a. 

Pharmaindustrie und Phosphatverarbeitung) mit 10 %. 

An 1.744 Unternehmen ist ausländisches Kapital beteiligt – bei mehr als der Hälfte zu 100 %. 1.433 (82 

%) dieser Unternehmen sind ausschließlich auf Export ausgerichtet. Die Hauptpartner sind in dieser 

Reihenfolge Frankreich, Italien, Deutschland und Belgien, d. h. ca. 17 % der tunesischen Unternehmen 

sind ausländisch finanziert. Zu dem Stand der Privatisierung wurden keine konkreten Angaben gemacht; 

die Wirtschaft ist diversifiziert und der Anteil von Privatunternehmen nimmt ständig zu. 

Im Vergleich der drei Länder ist der Privatsektor in Tunesien am besten entwickelt. Sowohl in Tunesien 

als auch in Marokko macht der Sektor Textil und Leder einen erheblichen Anteil an der Produktion und 

am Export aus; ein Bereich, der immer stärker in der internationalen Konkurrenz (China) steht und auch 

ein Sektor, der – neben der Landwirtschaft, dem zweitgrößten Exportsektor – vom Freihandel mit der 

Europäischen Union ausgenommen ist.  

Alle drei Länder des Maghreb haben mit der Europäischen Union Freihandelsabkommen abgeschlossen 

(Tunesien 1998, Marokko 2000 und Algerien 2005). Die Öffnung der Märkte wird nicht ohne Einfluss auf 

die Qualitäts- und Umweltstandards der heimischen Industrie bleiben und stellt eine entscheidende Mo-

tivation zur mise à niveau“ (auch „environnementale“) der produzierenden Unternehmen dar. 

 

 

4.2 Umweltsituation 
 

Der Maghreb ist charakterisiert durch klimatische Gegensätze: mediterranes bzw. atlantisches Klima an 

den Küsten, Gebirge und Wüsten im Landesinneren. Die Konzentration der Bevölkerung und der wirt-

schaftlichen bzw. industriellen Aktivitäten in den Küstenregionen belastet die dortige Umwelt lokal sehr 

stark. Die sensiblen Trockengebiete im Landesinneren leiden an landwirtschaftlicher Übernutzung und 

Abholzung bis hin zur fortschreitenden Wüstenbildung (Desertifikation). 

Wasser ist eines der entscheidenden knappen Güter der Region. Die zur Verfügung stehende Süßwas-

sermenge ist insbesondere in Trockenperioden begrenzt und die anthropogene Verschmutzung der 

Süßwasserressourcen (sowohl Oberflächen- als auch Grundwasser) nimmt stetig zu. Auch die Küsten-

gewässer leiden unter der Einleitung – häufig ungeklärter – Haushalts- und Industrieabwässer bis hin zu 

Verschmutzungen durch Öl- und Raffinerierückstände.  

Außerdem stellt die Entsorgung und Behandlung fester und flüssiger Abfälle aus Haushalten und Indust-

rie ein großes Problem dar. Für die Entsorgung und Behandlung gefährlicher Abfälle aus Industrie und 

Krankenhäusern gibt es bis heute keine befriedigenden Lösungen. 

In Marokko  ist der Sektor Chemie (vor allem die Phosphatgewinnung und -verarbeitung) der größte 

Wasserverbraucher /-verschmutzer, gefolgt von der Nahrungsmittelindustrie und den Sektoren Textil 
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und Leder. Eine wichtige Wasserquelle für die Industrie ist Meerwasser, in das auch der größte Teil der 

Abwässer eingeleitet wird. 

Die größte Luftverschmutzung konzentriert sich in den industriellen Zentren (Energie und Schwerindust-

rie) von Safi, Jorf Lasfar, Casablanca, Kénitra und Mohammadia. 

Der Nahrungsmittelsektor produziert organisch belastete Abwässer, die vor allem den atlantischen Oze-

an und andere Wassereinzugsgebiete betreffen. Das Problem der festen Abfälle (Haushalts- und Son-

derabfälle) konzentriert sich auf die Region Casablanca. Die Textil- und Lederindustrie konzentriert sich 

in den Regionen Fès, Meknès, Mohammedia, Casablanca, Marrakesch, Safi und Essaouira. Der 

Schwerpunkt der Textilindustrie liegt mit etwa ¾ der Produktionseinheiten in der Region Casablanca. 

Der größte Teil der organisch und toxisch (Chrom) belasteten Abwässer aus der Textil- und Lederin-

dustrie wird in den Atlantik bzw. ins Mittelmeer (Tanger) eingeleitet.  

Der große und diverse Sektor Chemie ist sowohl im Hinblick auf seine Ausgangsstoffe als auch auf sei-

ne Endprodukte sowie festen und flüssigen Abfälle ein großer Umweltverschmutzer. Industrielle Son-

derabfälle werden zum größten Teil auf den jeweiligen Firmengeländen zwischengelagert, da es noch 

keine geordneten Entsorgungswege im Land gibt. Der Phospatsektor produziert mit 6,5 Millionen Ton-

nen pro Jahr ca. 99 % aller festen Industrieabfälle. Maschinebau und Elektroindustrie emittieren zwar im 

Vergleich zu den anderen Sektoren deutlich weniger feste und flüssige Abfälle, die aber zum Teil hoch 

belastet sind, z. B. mit Schwermetallen und Zyaniden. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Region Grand Casablanca den Schwerpunkt der 

industriellen Umweltverschmutzung darstellt, die – über die direkt eingeleiteten Abwässer – vor allem 

den atlantischen Ozean betrifft.  

Pro Jahr werden in Algerien  mehr als 220 Millionen m3 industrielle Abwässer erzeugt, die mit 55.000 

Tonnen BSB5, 134.000 Tonnen abfiltrierbarer Stoffe und 8.000 Tonnen Stickstoffverbindungen belastet 

sind. Die industriellen Belastungen betreffen sowohl die Oueds-Wasserläufe als auch das Mittelmeer di-

rekt, die die Vorfluter für eine Reihe von Schadstoffen wie Schwermetalle und toxische organische Sub-

stanzen darstellen. Nur etwa 10 % der industriellen Abwässer (ca. 20 Millionen m3) werden in betriebli-

chen Kläranlagen vorgereinigt. 

Die festen Abfälle der algerischen Unternehmen sind sehr heterogen von Bauschutt bis zu schadstoffbe-

lasteten Abfällen aller Art, die gemeinsam mit Haushaltsabfällen – meist ohne Vorbehandlung – entsorgt 

werden. Gefährliche Abfälle werden unter bedenklichen Bedingungen auf den betreffenden Firmenge-

länden gelagert. 2005 wurde die Menge der haushaltsähnlichen Industrieabfälle auf ca. 1,5 Millionen 

Tonnen geschätzt. Die Menge der Sonderabfälle betrug in diesem Zeitraum ca. 325.000 Tonnen. Die 

größten Produzenten dieser Sonderabfälle sind neben dem Sektor Petrochemie vor allem die metallver-

arbeitende Industrie in Annaba und Ghazaouet und die Bergbauindustrie in Azzaba. Als gefährliche Ab-

fälle werden in einem nationalen Kataster PCB, Altöle (die zum Teil aufgearbeitet werden), Pflanzen-

schutzmittel und Pestizide mit abgelaufenem Verfallsdatum, Zyanide sowie abgelaufene Arzneimittel 

und Asbest erfasst. 

Besonders von Luftverschmutzung betroffen sind die Regionen Algier, Annaba, Oran, Tlemcen, Tébes-

sa, Skikda und Arzew, wo sich Zementwerke, Eisen- und Stahlhütten, Düngemittelfabriken, petrochemi-

sche Komplexe/Raffinerien und andere Schadstofferzeuger konzentrieren. Die wichtigsten Luftschad-

stoffe sind Schwefeldioxid, Stickoxide und volatile organische Verbindungen. 

Im nationalen Umweltaktionsplan von 2002 (PNAE-DD), wurden die durch die algerische Industrie ver-

ursachten Umweltschäden auf ca. 850 bis 950 Mio. US $, entsprechend 1,8 bis 2 % des Bruttoinlands-

produktes geschätzt.  

Die tunesische  Industrie ist einer der größten Verbraucher von Wasser, Energie und Rohstoffen und 

damit auch einer der größten Verschmutzer von Wasser und Luft und einer der größten Abfallproduzen-

ten. Ihr Beitrag zu den Luftemissionen und damit zum Treibhauseffekt und globalen Klimawandel beträgt 

ca. 60 %. Gemäß der tunesischen Länderstudie trägt die chemische Industrie alleine etwa 52 % zur 

Luftverschmutzung, 70 % zur Wasserverschmutzung und 60 % zur Bodenkontamination bei. 
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Ca. 20 % der Industrieabwässer gelangen ins öffentliche Abwassernetz, wo sie zusammen mit den 

Haushaltsabwässern in insgesamt 75 Kläranlagen gereinigt werden (in 2004: 192 Millionen m3). Tune-

sien hat der Abwasserreinigung immer große Priorität eingeräumt, was sich im Bau und Betrieb fast flä-

chendeckender kommunaler Abwasserbehandlung niederschlägt. Der Wasserknappheit wird mit dem 

Bau und Betrieb von Talsperren, Meerwasserentsalzungsanlagen/Umkehrosmose für salzhaltige 

Grundwässer und der Mehrfachnutzung von gereinigten Abwässern (z. B. für die landwirtschaftliche 

Bewässerung) begegnet. Außerdem gibt es einen progressiven Wassertarif, der Verbraucher zu Einspa-

rungen motivieren soll. 

Die Menge an produzierten gefährlichen Abfällen beläuft sich auf ca. 320.000 Tonnen pro Jahr, zusätz-

lich zu den 5 Mio. Tonnen/Jahr Phosphatgips, die vor allem im Golf von Gabès, der Region Sfax und im 

Bergbaugebiet von Gafsa entstehen.  

Bei den Industriebabfällen werden drei Arten unterschieden: 

 

– Inerte Abfälle wie Bauschutt und mineralische Bergbauabfälle. 

– Einfache Abfälle, die wie Haushaltsabfälle entsorgt werden können. 

– Sonderabfälle, die gefährliche Schadstoffe unterschiedlicher Menge enthalten.  

 

Die Aufteilung der festen Abfälle nach Sektoren und Branchen ist wie folgt: 28 % aus der Eisen- und 

Stahlindustrie, 16 % aus der Nahrungsmittelindustrie, 12,5 % aus den Sektoren Steinbruch, Zement, 

Glas und Keramik, 9,5 % Textil und Kleidung, 9 % Metallindustrie, 5,5 % chemische Industrie, Pharma-

zie, Kautschuk und 19,5 % aus den übrigen Industrien. Die ordnungsgemäße Entsorgung der Industrie-

abfälle ist schwierig, da es für einige Abfallströme keine organisierten Entsorgungswege gibt, die Recyc-

lingindustrie schwach entwickelt ist und es keine Kostendeckung für Abfallentsorgungssysteme gibt. 

Die von der Industrie verursachten Hauptumweltprobleme in den drei Ländern können folgendermaßen 

zusammengefasst werden: 

 

– Industrielle Abwässer werden unzureichend bis gar nicht (vor-) gereinigt. Der Verbrauch an der 

knappen Ressource Wasser ist grundsätzlich hoch. 

– Für Industrieabfälle, insbesondere gefährliche (Sonder-) abfälle gibt es so gut wie keine adäquaten 

Behandlungs- und Entsorgungskapazitäten. Der Aufbau von Sonderabfallsystemen (Sammlung, 

Transport und Abfallanlagen) steht erst am Anfang. Erste Sonderabfalldeponien werden in Tunesien 

gebaut und sind in Marokko und Algerien in Planung. 

– Punktuell und lokal hohe Luftbelastungen in den industriellen Zentren. 

 

 

4.3 Förderung von Umweltinnovationen – zwischen  
Staats- und Marktverantwortung 
 

Die produzierende Industrie trägt in allen drei Ländern des Maghreb erheblich zum Ressourcen-

verbrauch und zur Umweltverschmutzung (Wasser, Boden, Luft) bei und ist daher ein prioritärer Ansatz-

punkt für Innovationen, die zur Einführung von bzw. zur Umstellung und Modernisierung zugunsten von 

umweltfreundlichen Produktionsweisen und Produkten beitragen können. Im folgenden werden zu-

nächst die umweltpolitischen Rahmenbedingungen wie die bestehende Umweltgesetzgebung und An-

reizsysteme (wie Gebühren, Steuern und staatliche Programme) und anschließend vorhandene För-

dermechanismen (wie Umweltkreditlinien und – nationale und internatio-    nale – finanzielle Beihilfen zu 

Umwelt- und Ausbildungsprogrammen) für die drei Länder beschrieben. 
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4.3.1 Umweltpolitische Rahmenbedingungen 
 

Folgende umweltrelevante Gesetze können für die drei Länder aufgeführt werden: 

 

– in Marokko  ein Rahmengesetz zum Schutz und zur Wertschätzung der Umwelt, das Wassergesetz, 

das Gesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP), das Gesetz zur Luftverschmutzung sowie Ab-

fallgesetz. Ausführungsbestimmungen und Verordnungen zu diesen Gesetzen sind nur unzurei-

chend oder gar nicht vorhanden, so dass die Gesetzgebung bis heute keine sichtbare Wirkung beim 

Umweltschutz erzielt. 

– auch Algerien  hat seit 2001 eine Reihe von Umweltgesetzen verabschiedet. Es existieren Gesetze 

zum Umweltschutz und nachhaltiger Entwicklung, zur Abfallkontrolle und -beseitigung, zur Umwelt-

verträglichkeitsprüfung, zum Schutz der Küsten und Gebirge, zur Förderung erneuerbarer Energien 

etc. Das Wasserministerium hat schon 1993 eine Verordnung erlassen, die die Einleitung von In-

dustrieabwässern in die Natur oder in das öffentliche Entsorgungsnetz untersagt. Außerdem gibt es 

ein Gesetz zur KMU Förderung. Die Umsetzung der Gesetze ist verbesserungswürdig, da sowohl 

Ausführungsbestimmungen als auch effektive Kontroll- und Monitoringsysteme oftmals kaum vor-

handen sind. 

– in Tunesien  ist sowohl die Umweltgesetzgebung als auch deren Umsetzung unter den drei hier be-

trachteten Ländern am weitesten fortgeschritten. Schon 1993 wurde das nationale Programm 

PRONAGDES (Programme National de Gestion des Déchets Solides) gestartet, das die Erstellung 

eines Katasters für Industrieabfälle und ein entsprechendes Überwachungsprogramm umfasst. Zur 

Luftqualität wurden 1994 Normen verabschiedet, die von der ANPE (Agence Nationale de Protecti-

on de l’Environnement) in den großen urbanen Zentren überwacht werden. Die Abwassererfassung 

und -behandlung wird von der ONAS (Office National d’Assainissement’) organisiert und verwaltet. 

 

Die Umsetzung der Gesetze und Verordnungen wird durch folgende flankierende Maßnahmen und An-

reize unterstützt. 

 

– in Marokko :  

 

– Staatliche Programme des Umweltministeriums MATEE (Ministère de l’Aménagement du 

Territoire, de l’Eau et de l’Environnement) und seiner Aus-führungsorganisation/Agentur 

ANPME (Agence Nationale pour la Mise à Niveau de l’Entreprise), 

– die (teilweise) Privatisierung von umweltrelevanten Dienstleistungen insbesondere in den 

Bereichen Wasserver- und -entsorgung, Abfallsammlung und -behandlung, 

– Bi- und multinationale Handelsabkommen wie bspw. mit den USA und der EU, die einen 

gewissen Druck auf exportorientierte Unternehmen ausüben – auch in Hinblick auf eine 

„mise à niveau environnementale“, 

– Unterstützung und Beratung des Umweltministeriums sowie anderer Ministerien wie bspw. 

PGPE - Projet de Gestion et de Protection de l’Environnement (GTZ), 

– Beratung und Unterstützung von Unternehmensverbänden durch internationale Projekte, 

wie TAM - Taahil Al Mokawalat (GTZ). 

 

– in Algerien : 

 

– Steuern und Gebühren für die Beseitigung von Abfällen für verschmutzende oder umwelt-

gefährdende Aktivitäten, für atmosphärische Verschmutzung, für Treibstoffe, für Industrieb-

abwässer und für Plastiktüten – Anwendung des Prinzips „polluter pays“ („Pol-

lueur/Payeur“), 
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– Internationale bi- und multilaterale Geber engagieren sich mit technischen und organisato-

rischen Beratungsprogrammen und im Bereich Technologietransfer für die „mise à niveau“ 

von KMU. Zu nennen sind bspw. multilaterale Institutionen wie EU/MEDA, Welt-

bank/METAP, UNDP, UNIDO, GEF und bilateral Deutschland (GTZ/KfW), Frankreich 

(AFD), USA (USEPA), Spanien, Japan, Belgien etc. 

– Seit 2005 wurden 450 Umweltverträglichkeitsprüfungen (UVP) für Neuanlagen erfasst und 

mehr als 120 Umweltaudits in bestehenden Anlagen realisiert. Zertifiziert bzw. auf dem 

Weg zur Zertifizierung nach ISO 14.000 sind nur einige (ca. 10) Unternehmen. Ca. 60 Un-

ternehmen haben Verträge zum Umweltschutz mit dem Umweltministerium geschlossen, 

während 265 eine Charta zur industriellen Umweltpolitik im Rahmen einer Selbstverpflich-

tung unterschrieben haben. 

– Der algerische Staat verfügt über erhebliche finanzielle Mittel und hat eine Reihe von staat-

lichen Maßnahmen zum Umweltschutz initiiert, wie die laufende Realisierung eines Son-

derabfallentsorgungszentrums im Osten des Landes (Bir El Ater bei Tebessa) und die Pla-

nung der Rehabilitierung bzw. des Neubaus einer größeren Anzahl von Abwasserkläranla-

gen. 

 

– in Tunesien : 

 

– Internationale bi- und multilaterale Geber engagieren sich mit technischen und organisato-

rischen Beratungsprogrammen/Technologietransfer für die „mise à niveau“ von KMU wie 

EU (MEDA, SMAP, Life, EIB - Kredite), GEF, Weltbank (METAP), UNDP und GTZ (tune-

sisch-deutsches Umweltprogramm). 

– Es gibt eine Reihe staatlicher Programme, die steuerliche Anreize für umweltrelevante und 

innovative Investitionen fördern. Zu nennen sind etwa direkte Abschreibungsmöglichkeiten 

und/oder Steuererleichterungen und Gebührennachlässe für den Einsatz umweltfreundli-

cher Verfahren (z.B. Umwelttechnologieförderung, Energiesparmassnahmen, Vermarktung 

erneuerbarer Energien, Wassersparmaßnahmen). 

– Darunter auch Pilotprogramme wie: das Programm zur Modernisierung der Industrie (PMI), 

die Umweltkomponente des Programms zur „mise à niveau“ (PMN), die Programme „Blaue 

Hand“ (Schutz der Küstenzonen), „Grüne Hand“ (Schutz der Grünflächen), „Gelbe Hand“ 

(Schutz der Wüsten), das Programm zu „Clean Development Mechanisms“ (MDP) entspre-

chend dem Kyoto Protokoll, das von Tunesien 1993 ratifiziert wurde. 

– Es sollte daran gearbeitet werden, den Bekanntheitsgrad und die Wirksamkeit der Pro-

gramme zu verbessern. 

 

 

4.3.2 Existierende Förderprogramme und Unterstützungsmechanismen 
 

Die umweltpolitischen Rahmenbedingungen einschließlich der (freiwilligen) Anreizsysteme sind eine 

wichtige Grundlage für die Motivation der Industrie zur Verbesserung ihrer Umweltperformance, deren 

Umsetzung durch konkrete Förderprogramme unterstützt werden kann. 

In allen drei Ländern gibt es sowohl nationale als auch internationale Förderprogramme, die sowohl In-

vestitionsbeihilfen für den Einsatz von umweltfreundlichen Verfahren als auch direkte finanzielle Sub-

ventionen für bspw. Studien und betriebliche Aus- und Weiterbildungsprogramme bereitstellen. Dies 

sind z. B.: 
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– in Marokko : 

 

– Investitionsbeihilfen durch diverse nationale und internationale Fonds zur technischen Un-

terstützung und Beratung von Unternehmen (z.B. FOMAN - Fonds National de Mise à Ni-

veau; FODEP - Fonds de Dépollution (KfW), IZDIHAR - Mise à Niveau Ener-

gie/Environnement (Weltbank, französische Entwicklungszusammenarbeit) 

– Förderung betrieblicher Aus- und Weiterbildung z. B. durch Vertragsprogramme von 

OFPPT (eine staatliche Ausbildungsorganisation) und durch GIAC über finanzielle Ausbil-

dungsbeihilfe etc. 

 

Diese Programme und Anreizsysteme werden von marokkanischen Unternehmen bislang wenig ge-

nutzt, was sich auch im geringen Zertifizierungsgrad zeigt. Bislang sind ca. 400 Unternehmen nach ISO 

9.000 und etwa 20 nach ISO 14.000 zertifiziert. Das sind nicht einmal 5 % der marokkanischen Unter-

nehmen. 

 

In Algerien  wurden eine Reihe von Fonds und Kreditlinien von verschiedenen algerischen Ministerien 

ins Leben gerufen, die Unternehmen zu umweltfreundlichen Investitionen motivieren sollen. Zu nennen 

sind bspw. der ‚Fonds pour l’Environnement et de la Dépollution’ (FEDEP), der ‚Fonds pour la Maîtrise 

de l'Energie’ und der ‘Fonds de Promotion de la Compétitivité industrielle’. 

Die GTZ hat in Algerien – wie auch in Marokko und Tunesien – Programme zum Profitablen Umweltma-

nagement (PRUMA) und zur Förderung von Zertifizierungen nach ISO 14.000 finanziert. 

Auch in Tunesien  existiert eine Reihe von finanziellen Förderprogrammen: 

 

– der von der KfW vor 11 Jahren eingerichtete FODEP - ‚Fonds de Dépollution’. Aus einem Gesamt-

budget von ca. 22,4 Mio. Euro (tunesischer Staat und KfW) wurden bislang nur ca. 13 Mio. Euro 

abgerufen, d. h. nur 58 % der vorhandenen Mittel. 652 Unternehmen haben Anträge auf Kofinanzie-

rung eingereicht, von denen 352 (54 %) bewilligt wurden. 

– andere staatliche Anreizprogramme, die sowohl technische als auch organisatorische Umweltver-

besserungen in Unternehmen finanziell fördern, sind FODEC (Fonds de Développement de la 

Compétitivité Industrielle) und ITP (Investissement Technologique Prioritaire, Programm „mise à ni-

veau“) mit dem Ziel, die tunesischen KMU auf den Freihandel mit der EU vorzubereiten. 

– außerdem gibt es direkte finanzielle Subventionen, z. B. für Studien und die Förderung betrieblicher 

Aus- und Weiterbildung mit dem Programm PRONAFOC - Programme national de Formation Con-

tinue. 

 

Bislang sind diese Förderinstrumente und -programme den tunesischen KMU allerdings kaum bekannt. 

Da Umweltschutz keine Priorität für KMU hat, werden entsprechende Informationen auch kaum nachge-

fragt.  

 

4.3.3 Markt für Umweltdienstleistungen und –beratung 
 

Unternehmen sind selbst mit eigenen Ressourcen kaum in der Lage, ihre Umweltperformance und die 

sich daraus ergebenden Verbesserungspotentiale zu analysieren und entsprechende Maßnahmen und 

Veränderungen in ihrer Managementstruktur einzuleiten. Ein funktionierender Markt für Umweltdienst-

leistungen und -beratung ist daher eine wesentliche Voraussetzung für das Greifen staatlicher und pri-

vater Umweltprogramme.  

In Marokko  werden zwar Umweltdienstleistungen durch qualifizierte Beratungsbüros angeboten. Die In-

anspruchnahme durch Industrieunternehmen ist aber sehr beschränkt, wie eine Studie des GTZ-

Projekts TAM zeigt: 
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Obwohl ca. 60 % der marokkanischen Unternehmen Zugang zu Beratung und technischer Unterstüt-

zung haben, nehmen nur wenige diese Angebote (vor allem zu Ausbildung, Informatik und Finanzen) 

war. Nur etwa 15 % der Industrieunternehmen greifen – laut Länderstudie – regelmäßig auf externe Be-

ratung zurück, vor allem in den Bereichen Sicherheit, Hygiene und Qualität. Die Nachfrage nach explizi-

ter Umweltberatung ist noch wenig ausgeprägt und bezieht sich in erster Linie auf den Bau neuer Anla-

gen. 

 

In Algerien  ist der private Umweltberatungsmarkt noch wenig entwickelt. Von den 63 beim Industriemi-

nisterium akkreditierten Beratungsbüros sind nur 7 % für Umweltberatung qualifiziert. Beim Umweltmi-

nisterium sind insgesamt 190 Beratungsbüros akkreditiert, darunter auch eine große Anzahl von interna-

tionalen Untenehmen. Eine Reihe von Institutionen arbeitet den verschiedenen beteiligten Ministerien 

zu, wie diverse Institute zur Normung und zum Messwesen, Handelskammern, Berufsverbände, Labora-

torien, Zertifizierungs- und Akkreditierungsorganisationen, Forschungsinstitute oder Ausbildungseinrich-

tungen. Die Koordinierung und Abstimmung sowohl zwischen den beteiligten Ministerien als auch zwi-

schen der Vielzahl an Institutionen kann verbessert werden. 

 

In der Umweltberatung sind in Tunesien  105 Unternehmen aktiv, darunter 94 Ingenieur- und Bera-

tungsbüros mit insgesamt 713 Mitarbeitern und 11 Umwelttechnikunternehmen, die auch Beratungsleis-

tungen anbieten. Neben den Ministerien gibt es noch Technikzentren für verschiedene Branchen: die 

Nationale Agentur für Umweltschutz (ANPE), die Nationale Abwasserbehörde (ONAS), das Internationa-

le Zentrum für Umwelttechnik von Tunis (CITET) sowie andere nationale Agenturen, Institute und Zertifi-

zierungsorganisationen, die Unternehmen beraten und unterstützen können. 

 

 

4.4 Fazit 
 

Die drei Länderstudien beschränken sich im Wesentlichen auf eine Darstellung der aktuellen Situation 

im Hinblick auf Wirtschaftsstruktur, Umweltsituation, politische Rahmenbedingungen (wie Gesetzeslage 

und Anreizsysteme/Förderprogramme) und eine Darstellung des Umweltberatungsmarktes ohne diese 

tiefer zu bewerten und auf Wirksamkeit und Sichtbarkeit hin auszuwerten. 

Die Umweltsituation  der drei Länder ist aufgrund ihrer ähnlichen geographischen und klimatischen 

Verhältnisse zwar grundsätzlich vergleichbar. Die unterschiedliche Wirtschaftsstruktur und politischen 

Rahmenbedingungen führen dennoch zu graduellen Unterschieden. Hier nimmt Tunesien mit seiner di-

versifizierten Wirtschaft und seiner im Vergleich stringentesten Umweltpolitik eine Führungsrolle ein. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass in allen drei Ländern eine geeignete Umweltgesetz-
gebung  zwar grundsätzlich vorhanden bzw. in Entwicklung ist, eine effektive Umsetzung und Implemen-

tation aber noch unzureichend erfolgt. Zwischen den Ländern gibt es graduelle Unterschiede: Tunesien 

ist am weitesten fortgeschritten sowohl in der Gesetzgebung selbst (Verordnungen etc.) als auch in de-

ren Umsetzung und Kontrolle.  

Auch ergänzende und begleitende politische Anreizsysteme  wie bspw. Steuern und Gebühren und 

staatliche Umweltprogramme  sind in Tunesien am weitesten verbreitet – aber auch in Marokko und 

Algerien durchaus vorhanden. Es sollte allerdings an einer wirklichen Breitenwirkung dieser Anreizsys-

teme und Programme gearbeitet werden.  

Die Vielzahl der finanziellen und technischen Förderprogramme  (sowohl nationale als auch interna-

tionale) erreichen die lokalen Industrieunternehmen nur bedingt und das trotz zunehmenden Drucks, wie 

durch die bevorstehende Öffnung der Märkte und der daraus erwachsenden Qualitäts- und Umweltan-

forderungen. Hier gilt es, die große Zahl an Förder- und Anreizprogramme für die Industrie attraktiver zu 

gestalten, so dass diese einen effektiveren und effizienteren Beitrag zum Umweltschutz leisten können.  
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5 Handlungsempfehlungen 
 

 

5.1 Umweltpolitik gestalten: Instrumente, Infrastruktur,  
Monitoring 
 

5.1.1 Umweltpolitische Entscheidungskompetenz stärken 
 

In Europa ist die Umweltpolitik größtenteils vergemeinschaftet, d.h. die Umweltpolitik wird in Brüssel von 

den involvierten Institutionen wie EU-Kommission und EU-Parlament entschieden – und nicht auf Ebene 

der EU-Mitgliedsstaaten, die nur für die Umsetzung verantwortlich sind. Die Verbesserung der Umweltsi-

tuation in Osteuropa hat davon profitiert. In den Maghrebländern könnte mit einer Übertragung der 

Richtlinienkompetenz für Umweltpolitik auf supranationale Institutionen in bestimmten Teilbereichen ex-

perimentiert werden. Dies betrifft bspw. die Festlegung von Umweltstandards oder strategischen Um-

weltzielen. Anknüpfungspunkt für diese Stärkung der umweltpolitischen Entscheidungskompetenz auf 

supranationaler Ebene bietet die 1989 gegründete l'Union du Maghreb Arabe (UMA) . Ziel von UMA ist 

die Wegbereitung einer Zollunion und eines einheitlichen Wirtschaftsraums in den Maghrebländern so-

wie Libyen und Marokko. Eine Anbindung umweltpolitischer Entscheidungskompetenz an das Themen-

gebiet „Etablierung eines Binnenmarktes“ ist vielversprechend. 

 

5.1.2 Implementationsdefizite in der Umweltpolitik verbessern 
 

Obwohl in allen drei Ländern des Maghreb eine Umweltgesetzgebung  nach europäischem Vorbild 

grundsätzlich vorhanden bzw. in Entwicklung ist, gibt es große Defizite in der Umsetzung. Diese sind vor 

allem auf einen Mangel an konkreten Ausführungsbestimmungen und effektiven Kontroll- und Monito-

ringsystemen zurückzuführen.  

Um Unternehmen zur Einhaltung von Umweltstandards zu motivieren, ist der Gesetzgeber aufgefordert, 

die politischen und ordnungsrechtlichen Rahmenbedingungen (wie Wasser-, Abfall- und Emissions-

recht) weiter zu entwickeln bzw. zu schaffen und für deren Umsetzung über seine Ausführungsinstitutio-

nen zu sorgen. Hier könnte Tunesien eine gewisse Vorreiterrolle einnehmen und im Erfahrungsaus-

tausch die Nachbarländer unterstützen. 

 

5.1.3 Umweltmonitoring: Daten erheben, bündeln und kommunizieren 
 

Politische Entscheidungen in der Umweltpolitik sollten auf Basis valider Daten zur Umweltsituation ge-

troffen werden. Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, zum jeweils geeigneten Zeitpunkt sachdienliche, 

themenspezifische und zuverlässige Informationen bereitzustellen. In den Maghrebländern wäre eine 

zentrale, behördlich nachgelagerte Einrichtung sinnvoll, die Informationen zusammenträgt, aufbereitet 

und kommuniziert, damit politische Entscheidungsträger sachgerechte Beschlüsse zur Verbesserung 

der Umweltqualität treffen und Umweltbelange in ihre Wirtschaftsstrategien einbeziehen. Vorbild für eine 

solche Institution könnte die Europäische Umweltagentur (EEA) mit Sitz in Kopenhagen sein, die in 

gewisser Weise politisch unabhängig agiert. Es wäre ratsam, eine solche Einrichtung für den gesamten 

Maghrebraum zu etablieren mit der Aufgabe, die Umweltsituation vergleichend und fortdauernd auf Ba-

sis quantitativer Daten in den wichtigsten Umweltfeldern (Küste / Gewässer, Abfall, Luft, Chemikalien) 

zu analysieren. 
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5.1.4 Anreizsysteme: Umweltentlastung belohnen – Umweltbelastung  
sanktionieren 
 

Bei bestimmten Umweltproblemen wie z.B. Emissionen, Abfall und Abwasser, chemischen Stoffen oder 

Produkten ist der Ausbau von ökonomischen Umweltinstrumenten  sinnvoll. Damit soll eine hohe 

Umweltbelastung sanktioniert und eine niedrige belohnt werden. Wichtig ist dabei, dass die Belohnungs- 

wie Sanktionseffekte auf dem Markt spürbar sind, um wirkliche „Push- und Pull-Kräfte“ freizusetzen. An-

satzpunkte sind Erhöhung umweltrelevanter Verbrauchssteuern, Zertifikathandel, steuerrechtliche Ver-

günstigungen oder öffentliche Beschaffung. Darüber hinaus sollten die Einnahmen als direkte Umweltin-

vestitionen zurück in den Sektor fließen, um den Unternehmen weitere Anreize zu bieten, etwa über ein 

Umlageverfahren wie es beispielsweise das deutsche Erneuerbare Energiengesetz (EEG) vorsieht. In 

den Maghrebländern sollte sondiert werden, in welchen Bereichen ökonomische Instrumente bereits 

vorhanden sind und wie diese weiter ausgebaut werden können. 

5.1.5 Umweltinfrastrukturen verbessern – Pilotprojekte Abfall, Abwasser, 
Emissionen 
 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Förderung eines umweltgerechteren Verhaltens von Industrie-

unternehmen ist das Vorhandensein geeigneter Entsorgungswege  für ihre Abfälle und Abwässer. In 

allen drei Ländern gibt es keine ausreichenden bis gar keine Anlagen für die Entsorgung von industriel-

len Sonderabfällen und Industrieabwässern, so dass Unternehmen, selbst wenn sie dazu bereit sind, 

nicht ordnungsgemäß im Land entsorgen können. 

Der Ausbau geeigneter Entsorgungseinrichtungen /-systeme hat hohe Priorität und sollte in allen drei 

Ländern - mit internationaler Unterstützung - aktiv weiter betrieben werden.  

 

 

5.2 Umweltpolitik unterstützen: Förderung von  
Akteurskooperationen 
 

5.2.1 Vertrauen schaffen – regionale Partnerschaften zwischen Behörden 
und Wirtschaft 
 

In Deutschland wurden auf Länderebene gute Erfahrungen mit so genannten Umweltallianzen  ge-

macht. Dies sind vertraglich festgesetzte Rahmenvereinbarungen zwischen Landesregierungen und der 

Wirtschaft mit mittelfristiger Laufzeit (ca. 5 Jahre). Ziel ist es, ein partnerschaftliches Verhältnis zwischen 

Politik und Wirtschaft aufzubauen. Operativ geschieht dies in der Regel über die Einrichtung einer Ge-

schäftsstelle und Konstituierung thematisch orientierter Arbeitsgruppen. In den Maghrebländern sollte 

der thematische Schwerpunkt vor allem an der Schnittstelle von Umweltinnovationen und Wettbewerbs-

fähigkeit liegen mit den Schwerpunkten integrierter Umweltschutz, Clusterpolitik und Finanzierungskon-

zepte (PPP). Wirtschaftsverbänden kommt dabei eine entscheidende Funktion zu – nämlich Vertrauen 

zwischen staatlichen Behörden und Unternehmen zu fördern.  

 

5.2.2 Förderprogramme umsetzen – zentrale Koordinierungsstelle  
Förderpolitik 
 

In allen drei Ländern gibt es eine große Anzahl von staatlichen Förderprogrammen verschiedener staat-

licher Stellen / Ministerien für die Verbesserung des industriellen Umweltschutzes, die von Investitions-
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beihilfen für Umweltinvestitionen bis hin zur Unterstützung der betrieblichen Aus- und Weiterbildung rei-

chen. Aufgrund des geringen Bekanntheitsgrades und der komplizierten Antragsverfahren werden diese 

jedoch von der Zielgruppe produzierende Unternehmen kaum in Anspruch genommen. 

Hier gibt es einen Bedarf, von staatlicher Seite (Ministerien und ihre Ausführungsorganisationen) aus die 

Förderprogramme zu vereinheitlichen  und die dazu gehörigen Antragstellungsprozeduren zu ver-
einfachen  und zu standardisieren. 

Da es eine grundsätzliche Zurückhaltung von Unternehmen gegenüber staatlichen Stellen gibt, könnte 

hier eine von der Privatwirtschaft akzeptierte zentrale Stelle / Institution helfen, die entsprechenden In-

formationen zu bündeln, der Zielgruppe Unternehmen zugänglich zu machen und diese bei der konkre-

ten Antragstellung zu unterstützen.  

Ein natürlicher Partner der Industrie können sowohl Unternehmer- / Branchenverbände als auch die so 

genannten Centres Techniques sein, die Zugang zu ‚ihren’ Unternehmen haben und dort Vertrauen und 

Akzeptanz genießen. 

Welche Institution in welchem Land geeignet sein könnte, eine derartige Mittlerrolle einzunehmen, bleibt 

zu prüfen. 

 

5.2.3 Umweltconsultingmarkt professionalisieren 
 

Der Umweltconsultingmarkt ist - mit graduellen Unterschieden - in allen drei Ländern noch schwach 

ausgeprägt, da Umweltdienstleistungen von Unternehmen nur wenig nachgefragt werden. Dies ist zum 

einen  auf den fehlenden Druck seitens des Gesetzgebers, aber auch auf den - im europäischen Ver-

gleich - noch geringen Professionalisierungsgrad zurückzuführen. 

Hier gibt es einen Bedarf zum Auf- und Ausbau von technischen und organisatorischen Umweltbe-
raterqualitäten  durch Aus- und Fortbildung, auch im Rahmen internationaler Förderprogramme. Ein 

Schwerpunkt sollte - neben der fachliche Qualifikation - das Thema Marketing sein, d. h.: wie „verkaufe“ 

ich Umweltdienstleistungen und wie kann ich vorhandene staatliche Programme / Finanzierungsbeihil-

fen dazu nutzen? 

Umweltinnovationen sichtbar machen 
Umweltinnovationen sichtbar zu machen ist wichtig, um Wirtschaft und Verbraucher zu sensibilisieren 

und zu motivieren. Gerade für Unternehmen ist das Herausstellen von ökonomischen und ökologischen 

Vorteilen integrierter betrieblicher Umweltmaßnahmen entscheidend. In den Maghrebländern existieren 

in dieser Richtung bereits verschiedene Ansätze: bspw. Umweltpreise, Umweltmessen, Identifikation 

von best case und worst case, Benchmarking-Ansätze. Diese Ansätze sollten allerdings stärker mit 

Maßnahmen der „traditionellen“ Wirtschaftsförderung  verzahnt und in ihrer Breitenwirkung ver-
stärkt  werden.  

 

 

5.3 Fazit 
 

Die Handlungsempfehlungen lassen sich in zwei Kategorien einteilen: 

– Ansatzpunkte, um Druck auf produzierende Unternehmen auszuüben – so genannte ‚push’ Fakto-

ren. Diese müssten von staatlicher Seite aus initiiert und durchgeführt werden und lassen sich fol-

gerndermaßen konkretisieren: 

 

– Verstärkte Umsetzung (Ausführungsbestimmungen / Verordnungen) und Kontrolle von Umwelt-

gesetzen durch Ministerien und ihre Ausführungsinstitutionen 

– Schaffung von ordentlichen Entsorgungssystemen für industrielle Abfälle und Abwässer und die 

Verpflichtung, diese zu nutzen 
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– Entwicklung und Durchsetzung von Umweltstandards und Umweltmonitoringsystemen, ggf. 

durch eine neu zu gründende regionale Umweltagentur und / oder über eine Übertragung der 

Richtlinienkompetenz für Umweltpolitik auf supranationale Institutionen wie die UMA 

– Freiwillige Anreizsysteme, die Unternehmen motivieren, sich umweltgerechter zu verhalten  

– so genannte ‚pull’ Faktoren – wie: 

 

– Ausbau von ökonomischen Umweltinstrumenten durch staatliche Stellen 

– Umweltrelevante Rahmenvereinbarungen zwischen Regierungen und der Wirtschaft mit mittel-

fristiger Laufzeit, so genannte Umweltallianzen 

– Unterstützung des Umweltconsultingmarktes, auch durch Programme der internationalen Zu-

sammenarbeit 

– Integration von Umweltaspekten in die traditionelle Wirtschaftsförderung 

– Schaffung von nationalen von der Privatwirtschaft anerkannten Koordinierungsstellen für För-

derprogramme 

 

Unter diesen Empfehlungen scheinen vor allem die Institutionalisierung einer (über)regionalen Zu-
sammenarbeit im Umweltbereich , ggf. durch den Aufbau einer Umweltagentur und die Stärkung be-

reits vorhandener regionaler Institutionen wie der UMA, Erfolg versprechend. Inwieweit dies von den be-

troffenen Regierungen gewollt und dann auch unterstützt werden wird, bleibt zu prüfen. Auf nationaler 
Ebene  könnte die Einrichtung von Koordinierungsstellen für die bereits vorhandenen Förderprogramme 

zu einer stärkeren Inanspruchnahme durch Unternehmen führen. Wo derartige Koordinierungsstellen 

angesiedelt werden könnten, um die Zielgruppe auch wirklich zu erreichen, sollte sondiert werden.  
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